93. Donnerſtag 


Inland. 


Berlin den 19. April. Se. Majeſtät der König haben Allergnädigſt gerubt: 
Den bisherigen Pfarrer zu St, Eliſabeth, Konſiſtorial Rath von Gerlach hier- 
ſelbſt, mit Belaſſung ſeiner Stellung im Konſiſtorium der Provinz Brandenburg, 
zum vierten Hofprediger an der hieſigen Domkirche zu ernennen. 


Se. Excellenz der General-Lieutenant und 2te Kommandant des Berliner 
Invaliden⸗Bataillons, Köhn von Jaski, iſt von Küſtrin hier angekommen. — 


Der General- Major und Inſpecteur der Zten Artillerie-Inſpection von Er⸗ 
hardt, iſt nach Breslau abgereiſt. 


Berlin. — Das dritte Heft „des Wächter an der Oſtſee“ beginnt mit 
einem Gedicht „zum 11. April 1847“ von Ludwig Gieſebrecht an Graf Mar 
von Schwerin und ſchließt mit den Worten: „Erwartungsvoll blickt Pommern 
auf den Vereinigten Landtag, auf den edelſten feiner Söhne, auf Graf Max von 
Schwerin, den es mit Stolz den Seinigen nennt. Als Landtags Abgeordneter 
1 Graf Mar von Schwerin auf Pommerns Provinziallandtagen an der Spitze 

er Freigeſinuten, kämpfte er für Gewiſſensfrei i i a 
i aan Bemaliag Unter 
bildende Repräſentation des Volks betreffend.“ : 

Die Mgd. Itg. meldet nach der L. Z. aus Berlin: Die Zahl der Petitionen, 
welche namentlich die Deputirten der Städte einbringen ſollen, iſt Legion, und bei 
der kurzen Dauer des Landtags (2 Monate) iſt nicht anzunehmen, daß auch nur 
die Hälfte zur Ueberreichung kommen werde. Die Deputirten werden daher eine 
Auswahl zu treffen haben und vieles in petto behalten müſſen. 

Der Köln. Ztg. wird aus Berlin gemeldet: Der König hatte ſich Anfangs 
entſchieden gegen die Annahme einer Adreſſe ausgeſprochen, ſoll ſich aber neu— 
erdings dennoch dafür erklärt haben, was uns auch um jo natürlicher ſcheint, da 
es ja ſchon in den provinzialſtändiſchen Verſammlungen bisher Sitte war, der— 
artige Adreſſen zu erlaſſen, auf die in vielen Fällen auch eine beſtimmte Allerhöch— 
ſte Autwort erfolgte. i 

Kaufleute und Fabrikanten wollen dem hier nun begründeten wiſſenſchaftlichen 
Verein für Gewerbe und Handel überhaupt, ſo wie zur Förderung des 
Freihandels insbeſondere keine lange Dauer prophezeien. Sonderbar iſt es, 
daß ein Engländer, Hr. John Prince Smith, ſich an die Spitze dieſes Ver— 
eins geſtellt hat, um Deutſche Handelsintereſſen mit Wärme wahrzunehmen! 
— Der Generalmuſikdirektor Meyerbeer iſt aus Wien hier eingetroffen und wird 
zur Freude ſeiner vielen hohen Verehrer länger, als man vermuthete, nun in unfrer 
Mitte weilen. Während feiner jetzigen Anweſenheit in Berlin wird er auch die 


pee welche zu Ehren fo vieler erlauchter Gäſte ftattfinden werden, diri— 
giren. 


Königsberg, den 13. April. 
Verſammlung des Zweigvereins der Suftay - Adolph - Stiftung im Kneiphöfiſchen 
: l 1 wurde Herr Prediger Dr. Rupp als ie für die nächſte 

mſtädter Hauptverſammlung mit 93, Dr. Motherby mit 76, zu ihren Stells 
vertretern Prediger Detroit mit 94, Prof. Dr. Meyer mit 75 Stimmen erwählt. 
1 Königsberg, den 14. April. (Z. f. L.) Man erfährt jetzt, daß das poli⸗ 
zeiliche Einſchreiten gegen die freie evangeliſche Gemeinde am Charfreitag auf die 
förmliche Denunciation des Oberlehrers Caſtell erfolgte, der, ſobald er vernahm, 
daß Herr Rupp in der Harmonie feinen Vortrag begann, ſogleich zu dem Polis 
zeipräſidenten eilte und ihn aufforderte, gegen das gemeingefährliche Beginnen der 
Gemeinde einzuſchreiten. Bemerkenswerth iſt es, daß die Schweſter des Denun⸗ 
cianten der freien evangeliſchen Gemeinde angehört und er ſelbſt, wie bereits er⸗ 
wähnt, ein eifriger Lichtfreund war. Bei der Predigt des Candidaten Fontaine 
war die Kirche nur etwa von zehn alten Frauen beſucht. 
Erfurt den 12. April. Nachrichten aus Schleuſingen zufolge, hat dort 


a; 
des Großherzogthums Polen. 
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Urtheil auf 14 Tage ausgeſetzt wurde. 


Bei der heutigen ſehr zahlreich beſuchten 


den 22. April 1847. 


Ex 


am 7. d. M., Abends 77 Uhr, eine mit einem heftigen Schlage verbundene Erd- 
erſchütterung ſtattgefunden Andere ſichere Nachrichten bekunden „daß die Erder⸗ 
ſchütterung in mehreren Theilen des Thüringer Gebirges und weiter ſüdlich im 
Hildburghauſenſchen und Koburgiſchen ebenfalls wahrgenommen worden iſt. Auch 
in Erfurt hat ſich dieſelbe bei gänzlicher Windſtille durch ein plötzliches, einige 
Sekunden andauerndes, auffallend ziſchendes Geräuſch bemerkbar gemacht. 
Coblenz, den 13. April. (Düſſ. Z.) In der Dronkeſchen Unterſuchung 
wurde am 10. auch die zweite Verfügung, ob der Gerichtshof gegen Dronke als 
einen Ausländer zur Entſcheidung über die vorliegenden Beſchuldigungen compe⸗ 
tent ſei, gegen den Angeklagten entſchieden und dann die Verhandlung vertagt. 
Dronke führte in dieſer letzteren ſelbſt einen Theil der Vertheidigung und behaup⸗ 
tete, daß er, als Ausländer, ſich keiner Majeſtätsbeleidigung, ſondern nur einer 
Injurie ſchuldig machen könne. Er bemerkt auch, daß man ihn wohl deshalb 
fo. lange in Unterſuchungshaft belaſſen habe, damit er, wenn er freigeſprochen 
würde, dennoch nicht ohne Strafe ausgehe. Ueberhaupt waren die Verhandlun⸗ 
gen mitunter ſehr lebhaft, bis endlich um 10 Uhr die Sitzung geſchloſſen und das 
Der Strafantrag der Behörde lautet auf 
zwei Jahr Feſtung. 


Ausland. 
e ee eee 


Karlsruhe. — Der mehrerwähnte, hier bezeichnete Aufruf bezeichnet den 
Zweck der Revolution mit folgenden Worten: „Der Adel muß vernichtet werden; 
die Juden müſſen aus Deutſchland vertrieben werden; alle Könige, Herzoge und 
Fürſten müſſen weg und Deutſchland ein Freiſtaat, wie Amerika werden; alle Be⸗ 
amten müſſen gemordet werden, dann wird es wieder gut in Deutſchland!“ Ob 
dieſer Unſiun wohl ernſtlich gemeint fein, und nicht vielmehr ein übel angebrachter 
Spaß ſein ſollte? 

Frankfurt a. M. 16. April. Aus Wien erfährt man, daß der Staats⸗ 
Miniſter und Bundes-Präſidial-Geſandte, Herr Graf Münch-Bellinghauſen voll⸗ 
kommen wieder geneſen iſt, doch ſchwerlich noch in dieſem Monate die Rückreiſe 
nach Frankfurt a. M. werde antreten können. ” 

Heute früh trafen auf der Taunus⸗Eiſenbahn von Mainz 500 Mann Kaiſerl. 
Oeſterreichiſche Truppen hier ein, welche auf einem Main⸗Dampfboot nach Würz⸗ 
burg eingefchiffe wurden. 8 

Der Detailhandel der Meſſe war in dieſer Woche belebter als man erwartete. 
Der Lederhandel lieferte aber zuletzt noch ungünſtige Reſultate, und die Preiſe 
gingen ſtark herunter. — Die Vörſe gewann geſtern wieder eine beſſere Stimmung, 
da von Madrid und Paris höhere Courſe kamen. Wie lange aber die Spani⸗ 
ſchen Luftſchlöͤſſer die Börſe noch anziehen können, ſteht dahin. Das baare Geld 
iſt fortdauernd recht flüſſig, und der Diskonto ſteht nicht über 31 pCt. 

Oe ſt e x r eich. 

Wien den 15. April. Der in einer Miffion wegen der Deutſchen Preß⸗ 
Angelegenheit, bei welcher bekanntlich Preußen am Bundestag die Initiative er⸗ 
greifen wollte, nach Berlin geſchickte K. K. Hofrath Werner iſt geſtern von dort 
zurück hier eingetroffen. Dem Vernehmen nach überbrachte er dem Berliner Hoſe 
die Anzeige des Fürften Metternich, daß Oeſterreich in dieſer jetzt ſo wichtigen 
Angelegenheit am Bundestage den Vorſchlag machen werde, daß alle in Cenſur⸗ 
und Preßangelegeuheiten unter den Deutſchen Bundesfürſten abgeſchloſſenen Ver⸗ 
träge aufgehoben werden, und keines dieſer Geſetze nach einem neuen Bundes⸗ 
beſchluß mehr Geſetzeskraft haben ſolle. Sämtliche Fürſten ſollen ihrer diesfall⸗ 
figen Verbindlichkeiten enthoben und jeder nach ſouveräuer oder nach der durch die 
Stände beſchränkten Machtvollkommenheit in dieſer Frage zu verfahren, bemächtigt 
ſein. Dieſer wichtige Vorſchlag, der die Karlsbader Beſchlüſſe und alle ſpätere 
aufhebt, iſt hieſigerſeits durch Hrn. v. Werner dem Preuziſchen Hofe vorgeſchla⸗ 
gen worden und letzterer hat feine Bereitwilligkeit hierzu erklärt. Hr. v. Werner 
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verließ Berlin noch vor der Stände-Verſammlung und hat ſomit über dieſe nichts 
Neues mitgebracht. 

In Tirol und Niederbaiern hat man das Memorandum des Hrn. v. Abel in 
Tauſenden von Abdrücken, lithographirt und gedruckt, mit mancherlei Zuſätzen 
verbreitet; z. B. ſteht bei dem Satz, was unter den obwaltenden Verhältniſſen 
von dem nächſten Landtag zu erwarten ſei, „wenn bis dahin nicht alle liberale 
Deputirten der Rinderpeſt erlegen ſind.“ 8 

Der Brand von Bukareſt wurde deshalb fo ſchrecklich, weil er eine Kirche er⸗ 
griff, in deren Gewölben über 100 Gtr, Pulver lagen. Sobald der Brand die⸗ 
ſes Gebäude erreichte, wagte ſich Niemand mehr nach der Vrandſtätte und das 
Feuer wüthete ungeftört fort, bis das Pulver aufflog, das dann auch den ſteiner⸗ 
nen, mit eiſernen Thoxen geſchloſſenen Bazar fprengte, jo daß Alles, was in 
demſelben geborgen war, ebenfalls zerſtört wurde. 

Wien den 16. April. Die neueſten Privatbriefe aus Mailand erwähnen 
einiger Verhaftungen, die dort wegen politiſcher Umtriebe ſtattgefunden haben 
ſollen. Die betreffenden Perſonen gehören der höhern Klaſſe der Geſellſchaft an. 
— Das größte Aufſehen erregt hier das neueſte Preußiſche Tolerauzgeſetz. Man 
kann davon ſagen, daß die Wiener, welche bekanntlich zu den toleranteſten Katho⸗ 
lifen der Welt gehören, in der That von demſelben ergriffen wurden. In allen 
Gaſthäuſern wurde geſtern und vorgeſtern die Wiener Zeitung, weſche die K. Edikte 
enthielt, von den Anweſenden ſo zu ſagen verſchlungen. Es iſt dies der klarſte 
Beweis, daß die neueſten Ereigniſſe in Baiern und Preußen, vorzüglich in Reli— 
gious- Hinſicht, hier doch einen kleinen Nachhall finden. 

Von der Galiziſchen Grenze den 13. April. Läugs der ganzen 
Grenze hatte ſich das, bereits gemeldete Gerücht verbreitet, daß in der Oſterwoche 
eine neue Schild⸗Erhebung des Galiziſchen Adels, welcher die, durch den jetzigen 
Nothſtand in tiefes Elend verſunkenen, Bauern auf feine Seite gebracht hätte, 
erfolgen würde. Dieſes Gerücht, verbunden mit aufgefangenen verrätheriſchen 
Korreſpondenzen, veranlaßte indeſſen die Civil⸗ une Militair-Behörden in allen 
Städten, Vorſichtsmaßregeln zu ergreifen. Das Militair erhielt überall, bei 
den in der Charwoche ſtattfindenden Prozeſſionen, ſcharfe Patronen, und als am 
Oſter⸗Montag, ſpät in der Nacht, in Lemberg Feuerlärm ertönte, rückte ſogleich 
die ganze Garniſon mit 20 Kanonen, die in den Straßen aufgeſtellt wurden, aus. 
Der kommandirende General, Hammerſtein, entwickelte eine große Energie. Das 
Feuer ſcheint indeſſen nicht angelegt geweſen zu ſein. Freilich zeigten ſich auch in 
Krakau ähnliche Zeichen eines fieberhaften Zuſtandes. In beiden Städten ſind 
ſeitdem Verhaftungen erfolgt, allein eine Störung des öffentlichen Landfriedens 
iſt nirgends vorgekommen. Der Nothſtand der Bevölkerung iſt leider noch immer 
ſteigend. — Nach Berichten aus Warſchau vom 9., erwartet man dort am 24. 
d. Se. Maj. den Kaiſer Nikolaus und den Großfurſten Michael. Für die aus 
Wien nach Warſchan eilende Gemahlin des Letztern ſtehen, 56 Pferde an der 
Grenze bereit. 80 

Die fünf Großmächte haben die Verſtändigung über die griechiſch-türkiſche Dif— 
ferenz ihren Vertretern in Wien übertragen und das Oeſterreichiſche Kabinet hat 

in den desfalls Statt gehabten Conferenzen den beſten Willen vorgefunden. 
Ein hieſiger Arzt, Dr. Warburger, hat ein vegetabiliſches Mittel gegen das 
Wechſelfieber erfunden und damit bereits 160 Kranke geheilt. 

An der Taborlinie will man beide Donauufer mittelſt zweier großen Ketten⸗ 
brücken von 650 Fuß Spanuung verbinden. Jede Brücke ſoll dabei zwei Bahnen 
über einander erhalten, die untere für Eiſenbahnen, die obere für andere Wagen. 

Frankreich. 

Paris den 10. April. General Concha iſt hier angekommen; er hat der 
Königin Chriſtine bereits feinen Beſuch gemacht; das Gerücht, er habe der 
Königin eine unangetzehme Eröffnung zu machen, hat ſich als grundlos erwieſen. 
Der General hatte durch den Spaniſchen Geſchäftstrager bei der Königin Chriſtine 
um eine Audienz anſuchen laſſen. Dieſe ließ ihm erwiedern, wenn er als Pri⸗ 
vatmann komme, werde ſie ihn Abends 8 Uhr bei ſich ſehen, und er werde ſehr 
angenehm fein; ſollte er jedoch Aufträge an ſich haben, fo werde fie ihn am fol 
genden Tage um 12 Uhr, jedoch nur in Gegenwart des Spaniſchen Geſchäfts— 
trägers, empfangen. Der General verneinte alsbald, daß er Aufträge an die 
Königin Chriſtine habe, der er nur ſeine perſönliche Achtung und Ergebenheit zu 
bezeigen wünſche. (Siehe dagegen oben unter Madrid.) 

Die Ankunft O'Connell's in Lyon iſt erſt am 11. April erfolgt; er wollte dort 
einige Tage raſten. Das J. des Debats berichtet in Bezug auf denſelben 
die Angabe eines Irländiſchen Blattes, daß Dr. Chomel vom Könige der Fran⸗ 
zoſen und mehreren Mitgliedern der Königlichen Familie beauftragt geweſen ſei, 
ihm deren Theilnahme während feiner Anweſeuheit in Paris auszudrücken. Das 
miniſterielle Blatt erklärt ſich ermächtigt, das als gänzlich grundlos zu bezeichnen. 

Am 14. wurde die atmosphäriſche Eiſenbahn nach St. Germain 
eingeweiht. 

Die zwei Geſez⸗Entwürſe über den Elementar- und Secundär-Unterricht, 
welche Hr. v. Salvandy am 12. April der Deputirtenkammer vorlegte, ſind jetzt 
gedruckt und füllen mit den Motiven in unſern größten Zeitungen vierzehn Spal⸗ 
ten. Der National nennt dieſe Eutwürfe fabelhaft und ſagt, man müſſe ver⸗ 
urtheilt fein, in dieſer Zeit zu leben, um zu glauben, daß ein Minifter nach der 
Julirevolution es wagen könne, den Kammern ein ſolches Denkmal des Despotis⸗ 
mus und der Thorheit vorzulegen. N 

Aus Madrid meldet man unter dem 9., daß die Königin befohlen die Un⸗ 
terſuchung gegen den General Serrand einzustellen. Dem Könige fol eine ſeiner 
Stellung entſprechende Civilliſte ausgeſetzt werden, a 


Spanien. ? 
Madrid den 9. April. Es weiſt ſich nunmehr doch als begründet aus, 
daß der General Concha nach der Franzöſiſchel Gränze abgeſchickt wurde, um 
der Königin Chriſtine eine Mittheilung zu machen. Die ar er hatten nämlich 
erfahren, daß ſie am 10ten Paris verlaſſen vo e, um in strengem Inkognito 
hierherzueilen. Auch ſoll der Regierung auf ant chen ee die Nachricht zuge⸗ 


* 


kommen fein, daß man die Niederkunft der Herze 


I. zogin von 5 er auf den 
bevorſtehenden Oktober erwarte und dieſes Greigiin in Paris ſtatrfinden werde. 
Abella, ein Franzoſe, Namens 


Der bisherige Mundkoch der Königin Faber 
chaft Marten Cpriftinen’s gehört, 


Boubé, deſſen Bruder zur vertrauten Diener] 
iſt in der That aus dem Palaſt entlaſſen worden. 75 

Die Progreſſiſten behaupten heute, es hätte gellern eine Art von Ausglei⸗ 
chung zwiſchen den Miniſtern und den Ultras ſtattgefunden. Ihr zufolge hätten 
Letztere ſich verpflichtet, die beabſichtigte Herausgabe eines zur Vertheidigung ih⸗ 
rer Intereſſen gegründeten Journals zu unterlaſſen, den Börſen-Operationen des 
Finanz-Miniſters nichts in den Weg zu legen und in allen wichtigen Fragen in 
den Cortes mit dem Miniſterium zu ſtimmen. Dieſes hätte dagegen verſprochen, 
keinem Progreſſiſten eine Anſtellung zu ertheilen, Eſpartero nicht in Spanien zu⸗ 
zulaſſen und den General Serrano für jetzt von Madrid zu entfernen. 

Der Fiskal des gegen dieſen General niedergeſetzten Kriegsgerichts hat, nach 
Anhörung feiner Ausſagen und Vertheidigung, auf Niederſchlagung des Prozeſ⸗ 
ſes angetragen. Die Regierung verfügte darauf geſtern, „daß dieſe Sache nie⸗ 
dergeſchlagen werden ſolle, ohne daß das Verfahren den guten Namen und Ruf 
des General-Lieutenauts Serrano im geringſten beeinträchtigen könne.“ Die 
Offiziere der Spaniſchen Armee werden folglich in ähnlichen Fallen wo es auf Beo⸗ 
bachtung des dem Kriegs-Miniſter ſchuldigen Gehorſams ankommt, ſich nach dem 
Beiſpiele Serrano's zu richten haben. 

ö Großbritannien und Irland. 

London den 12. April. Die Zuſtände Irlands zeigen keine Beſſerung. 
Wie die Times ſagen, geht es vom Schlimmen zum Schlimmern fort. Kaum 
giebt ſich eine Beſſerung in der Lage des hungernden Landvolkes kund, als auch 
wieder agrariſche Verbrechen, die bisher von den ungewöhnlichen Zuſtänden des 
Landes niedergehalten waren, in ihrer alten granfamen Form zum Vorſchein 
kommen. Die Times erwahnten 3 neue Mordthaten, die ganz kürzlich in Kil⸗ 
kenny und Tipperary vorfielen. 


den Ruin des Lan. 


die 


ten. Der Grundbeſitz in Irland werde, wenn man ihm den Unterhalt aller Ar⸗ 
men aufbürde, allen Werth verlieren, und Niemaud werde ein Grunbſtück in 
Irland umſonſt aufnehmen, wenn er die enorme Armenſteuer davon entrichten 
ſolle. Die Regierung würde weit beſſer thun, mit einem Schlage alle Güter der 
Irländiſchen Grundbeſitzer zu kouſisziren, fie am ſich zu nehmen und den bishe⸗ 
rigen Eigenthümern Penſionen zu bewilligen, womit ſie den Reſt ihrer Tage ver⸗ 
leben könnten. Es ſei materiell unmöglich, daß der Irländiſche Grundbeſitz um 
Unterhalte der Millionen von Armen ausreiche. Ein athollſcer Geltider, 
Mr. Mac-Enery, im Süd⸗Weſten von Irland, erklärte dagegen neulich feiner 
Gemeinde von der Kanzel: „Eigennützige und hinterliſtige Schelme haben Euch 
geſagt, Ihr wäret der ſchönſte Bauernſtand anf der Erde. Die Euch dies ge⸗ 
ſagr haben, ſind Lügner. Ihr ſeid ein geduldiges, warmherziges, religiöſes 
Volk; aber Ihr ſeid auch ein ungebildetes Volk, nicht halb erzogen und nur we⸗ 
nige Stufen über der Barbarei. Die Zeit iſt gekommen, wo Ihr Euch ſebſt hel⸗ 
fen mußt, und der erſte Schritt dazu iſt, das Feld zu bauen. Theilnehmende 
Völker fühlen für Eure Leiden und ſind bereit, Euch zu helfen. Aber wenn Ihr 
dieſe Puthätigkeit, dieſe Erſtarrung, welche von Euren Gemüthern Beſit zu neh⸗ 
mien ſcheint, micht abgelegt; wenn Ihr nicht Alles thut, was ihr könnt, um 
Euch für das nächſte Jahr Nahrung zu verſchaffen; daun werdet Ihr, anſtatt 
die Theilnahme anderer Völker anzuregen, deren Verachtung erhalten und ein 
Scheltuame für alle Völker der Erde werden, als ein träges, faules und ſchwa⸗ 
ches Volk, welches ſich lieber auf die Almoſen Anderer verlaſſen, als ſich ſelbſt 
anftrengen will.“ Dieſe Worte werden zwar den Repealern nicht beſonders beha⸗ 
gen, ſie ſind aber gegründet. 1 

Daily News ſpricht von zwei Briefen aus Schottland, welche Außer⸗ 
ordentliches melden. Der Lordlieutenant einer Schottischen Grafſchaft, ein 
Pair von Schottland, ſei nämlich plötzlich verſchwundenz er habe eine Menge von 
Wechſeln in Umlauf geſetzt, welche die Unterſchriften feines Sohnes und auderer 
Auverwandten trügen, und dieſe unterſchriften wären abgeläugnet worden. Es 
heiße, daß anſehuliche Summen, für die Armen beſtimmt, bei dem Ruin dieſes 
Lordlieutenants verloren gingen. 8 i 

London den 14. April. Ihre Majeſtät die Königin beſichtigte heute in 
Begleitung des Prinzen Albrecht das neue Parlaments, Gebäude, in welchem mor⸗ 
gen das Oberhaus feine durch die Osterferien unterbrochenen Sitzungen zum erſien⸗ 
mal halten wird. 
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In der City verlautete heute, eine Deputation der Bank- Direktoren hätte 
diefen Morgen eine Audienz bei dem Schatzkanzler gehabt und denſelben erſucht, 
die Bank-Bill Sir Robert heel's zu ſuspendiren. 

Das Dampfſchiff „Trident“ iſt heute mit Nachrichten aus Porto vom 8. d. 
Mts. hier angekommen. Es hatte noch keine Aenderung der Dinge ſtattgefunden. 
Die Expedition der Infurgenten unter Sa da Banbeira war bei Lagos ans Land 
geſtiegen und auf Evora gegangen, um ſich mit dem Grafen Mello zu vereinigen. 
Trotz der Blokade des Hafens von Porto war die „Black Cat“ mit Munition für 
die Junta dort eingelaufen, und ein Kutter, ebenfalls mit Kriegs-Bedarf, hatte 
einen Weg aus dem Hafen gefunden, um Sa da Bandeira's Erpedition damit 
zu verſehen. Getüchte von einem Vergleich waren in Umlauf. 

In Liverpool trafen während der letzten neun Tage nicht weniger als 14,615 
arme Irländer ein, worunter ſich 4287 Weiber und 2918 Kinder befanden. 

Der neue Gouverneur des Cap, Sir H. Pottinger, welcher am 27. Ja⸗ 
nuat in der Capſtadt anlangte, erließ ſogleich nach feinem Amts⸗Antritte eine 
kürze Proklamation, worin er ſagt, daß die Königin ihn als Ober Commiſſair 
beauftra, t habe, die Angelegenheiten die an die östlichen und nordöſtliche Grän⸗ 
zen der Kaen anſtoßenden Gebiete von Süd Afrika zu erledigen und zu ordnen; 
er ſei zu dem Ende ermächtigt, nach Gutbefinden alle geſetzlichen Maßregeln zu 
ergreifen, um die Wiederkehr von Einbrüchen der Gränzſtämme in die Kolonie zu 
verhüten, die Aufrechthaltung der Sicherheit und des Friedens in letzterer zu 
ſichern und zugleich unter jenen Stämmen die Ordnung, Civiliſation und mora⸗ 
liſche wie religiöſe Belehrung möglichſt zu fördern. Der Gouverneur wollte ſchon 
in der erſten Februarwoche mit dem neuen Befehlshaber der Truppen nach der 
Gränze abgehen, um an Ort und Stelle ſich zu überzeugen, welche Maßregeln 
nothwendig oder zweckdienlich ſeien. * 

Den Times wird von ihrem Pariſer Korreſpondenten in Betreff der in Por⸗ 
tugal beabſichtigten Intervention oder Vermittelung Folgendes geſchrieben: „Es 
iſt jetzt kund geworden, daß die Britiſche Regierung in ihrem den Regierungen 
von Spanien und Portugal zur Beendigung des in letzterem Lande wüthenden 
Vurge ges vorgeſchlagenen Plaue die Bedingung gemacht hat, daß Hr. Dietz 
(Geheim⸗Sekretair des Königs Ferdinand⸗Koburg) aus Liſſabon entfernt werden 


ſoll — eine Vedingung, auf welche einzugehen die Königin nicht wird vermei⸗ 


den können.“ a N 
In Griechenland wird ohne Zweifel das Miniſterium Kolettis fallen, und 
wenn au ch Prinz Joinville, wie es heißt, mit ſeinem Geſchwader nach Athen 
abgegangen ſein ſollte, ſo kann er doch nicht füglich damit beauftragt ſein, die ge⸗ 

rechten Anſprüche der Britiſchen Regierung ſtreitig zu machen. 5 

Der Preußiſche Miniſter, Ritter Bunſen, iſt nebſt Familie auf das Gut des 
ukünftigen Schwiegervaters ſeines Sohnes, Hrn. Battersby auf Stock Park, ge⸗ 
reiſt, wo Donnerſtag die Vermählung des jungen Bunſen ſtatthaben wird. 

FFF 

Brüſſel den 16. April. Der heutige Miomitenr enthalt eine Ueberſez⸗ 
zung ber Throurede Sr. Majeſtät des Königs von Preußen. 

x Vor einigen Tagen kam es in Antwerpen mit den Deutſchen Auswanderern zu 
einem Auflauf und zu einer Schlägerei, weil die ſtädtiſchen Steuerbehörden ihnen 
ihren Mundvorrath, als ſteuerbar, mit Beſchlag belegt hatten. Ein junger El⸗ 
ſaſſer wurde dabei bedenklich verwundet. f l 

a Er ſel den 17. April. Die Nepräfentanten-Kammer bietet wieder einen 
traurigen Anblick dar. Geſtern mußte die Sitzung geſchloſſen werden, und heute 
war. fie auch kaum vollzählig, während die Deputirten dis Budget-Angelegenheiten 
mit der größten Gleichgültigkeit anhörten. Der Minifter verauſchlagte die Staats: 
Bauten auf 23 bis 24 Millionen, die entweder durch Emittirung von Schuld⸗ 
ſcheinen oder durch Kontrahirung eines Aulehens aufgebracht werden müſſen. Al- 
les ruͤſtet ſich jetzt zu dem großen bevorſtehenden Wahlkampſe; da iſt es natürlich, 
daß die Oppoſition mehr zu thun hat, als in der Kammer das Wohl des Vater— 
landes zu berathen. Es gilt ja, ihre Partei aus Ruder zu bringen, das Mini— 
ſterium zu ſtürzen und ſo zur unumſchränkten Herrſchaft zu gelangen. Dann wird 
die Welt ſtaunen, wie herrlich das Land regiert werden wird, und deshalb darf 
Si feiner A ee ede ihrer erſten Pflichten zeihen. Traurige Zu⸗ 

ände, wo das Land unter kleinlichen Parteiſtreitigkeiten in ſeinen wichti In⸗ 
— leiden muß! up folchen ua den fo 5 ſich Ae e n 

In Brügge find aufrühreriſche Plakate in der Nacht von Sonntag auf Mon⸗ 
tag an den Straßenecken angeſchlagen worden. Die Polizei iſt wachſam und 
fürchtet neue Aufſtände. Den Erdarbeitern am Zelzater Kanal bei Herbſt hat es 
gefallen, ihre Arbeiten einzuſtellen und die Arbeiter bei Ooſtkerke ebenfalls dazu 
aufzufordern. Es kam zu einer ſtarken Schlägerei, bis die bewaffnete Macht ein⸗ 

ſchritt und Verhaftungen vornahm. a 

S ch Wen 5 2.25 

Genf. (N. 3. 3.) Ein Genfer Correſpondent der Augsburger „Allgemeinen 
Zeitung“ hatte berichtet, Herr Heinzen weile in Genf und vertheile revolutio— 
naire Schriften unter den hieſigen Deutſchen Handwerkern, welche den größern 
Theil der zahlreich hier lebenden Fremden ausmachen. Daß Herr Heinzen hier 
weilt, iſt Thatſache, denn in der letzten „Revue de Geneve“ iſt eine Erklärung 
von ihm zu leſen, in der er u. a. bethenert, in Genf nicht einen einzigen Deut⸗ 
ſchen Arbeiter zu kennen oder geſprochen zu haben. Die „Revue de Geneve?“ pe 
zeugt ihrerſeits, daß Herr Heinzen hier ſehr zurückgezogen lebe, die Gelegenheit 
bel al 1 Amerika abzureifen. Mit Bezug auf die Deutſchen Handwerker 

„Rebue Geneve, es werden deren hier 5 — 600 fein, was ein kleiner 

Theil der hier lebenden Fremden ſei. 


Freiburg. — Der letzte „Narrateur“ berichtet: „Wir vernehmen, daß ſich 
im Stadtrath eine ſtarke Minderheit wegen der Primärſchulen bildet. Fünf Mit⸗ 
glieder dieſer Behörde ſollen entſchloſſen fein, ihre Entlaſſung einzugeben, wenn 
der Beſchluß, dieſe Schulen den Marienbrüdern zu überliefern, 
nicht zurückgenommen werde. Eine noch ſtärkere Oppoſition fängt an, ſich unter 
der Bürgerſchaft zu zeigen.“ 

Italien. 

Rom den 8. April. (N. K.) Die geheimen Machinationen einiger Subſti⸗ 
tuten in der Staats-Segretarie, welche zum Theil als Grund des Gizziſchen Ge⸗ 
ſuchs um Entlaſſung anzuſehen ſind, haben die Folge gehabt, daß ein großer Theil 
des in dieſen Büreaus angeſtellten Perſonals ſoſort entlaffen und durch tüchtige, 
durchgehends vollkommen und vertraueuswürdige Leute erſetzt werden wird: 
Es hatte ſich das Gerücht verbreitet, es werde Kardinal Balnffl Gizzi's Nachfol⸗ 
ger fein, aber mit Unrecht: vielmehr behält Gizzi vorlänſig feinen Poſten. 


Rußland und Polen. - 

St Petersburg den 10. April. Schon feit einigen Tagen ſehen wir 
den Kaiſer, über deſſen mehrtägiges Unwohlſein mein Schreiben vom 30. März 
Ihnen Meldung that, ſich wieder im Freien ergehen und dürfen ſeine Geneſung 
für begründet halten. — Der Großfürſt-Thronfolger und ſeine Familie 
verfügten ſich geſtern zur Reſidenz nach Zarskoe-Selo, woſelbſt feine Gemahlin in 
den nächſten Tagen ihrer Entbindung entgegenſieht. 

Wir werden fortdauernd trotz der vorgerückten Jahreszeit von einer empfindli⸗ 
chen Kälte berührt. Sie ſteigt in der Regel am Morgen und Abend noch auf 
8-10 “. Alle uuſere Gewäſſer ſind mit dickem Eis überzogen, worauf man 
fortwährend Fußgänger und Fahrende ſieht. 

Der Kaiſer hat befohlen, daß der Aufbau von Häuſern an der Eiſenbahn⸗ 
linie von St. Petersburg nach Moskau nur nach den von Sr. Majeftät vorge⸗ 
ſchriebenen Plänen geſtattet werden ſoll, und daß daher alle diejenigen, welche 
au diefem Wege zu bauen wünſchen, dem Oberdirigirenden der Wegecommunika⸗ 
tionen und öffentlichen Bauten die Pläne und Fagaden der projektirten Gebäude 
zur Vorlegung au Se. Majeſtät den Kaiſer einzureichen haben. 

Die Kaiſerin hat dem Künſtler Roman Petrowski in Warſchau für das von 
ihm erfundene, Ihrer Majeſtät gewidmete, muſikaliſche Inſtrument Akordometer, 
das beim Bau der Piauo's und bei der Einrichtung der Blas-⸗Inſtrumente Anwen⸗ 
dung findet, einen Brillantring verliehen. : 

Warſchau. (N. K.) Der Kaifer wird hier zwiſchen dem 11. und 14. d. 
eintreffen und bis zum 20. verweilen. Von hier begiebt ſich Se. Majeftät direkt 
nach Stuttgart, um Ihre würtembergiſchen Majeſtäten und Ihre Kaiſerl. Hoheit 
die Großfürſtin⸗Kronprinzeſſin von Würtemberg zu beſuchen. Man ſagt, daß 
Letztere ſich in einem an den weiblichen, Organismus ſich knüpfenden leidenden 
Zuſtande befinde. 

Griechenland. 

Athen den 4. April. (R. K.) Aus Konſtantinopel wird gemeldet, daß 
nach Ablauf der von der Pforte feſtgeſetzten 30 tägigen Friſt in der That aller di⸗ 
plomatiſche Verkehr zwiſchen den beiden Staaten aufgehoben worden iſt. Dem 
Griechiſchen Geſchäftsträger Argyropulos iſt ſein Kreditiv zurückgeſtellt worden, 
und er bleibt nur als General-Konſul zur Führung der laufenden Geſchäfte in 
den Handelsbeziehungen in Konſtantinopel. Wie lange auch nur dies dauern 
wird, läßt ſich ermeſſen, wenn man vernimmt, daß der Paſcha von Kydonia bes 
reits den dortigen Griechiſchen Konſul berufen und ihm angedeutet hat, daß 
er nicht nur ſeine Functionen einzuſtellen, ſondern auch mit allen jenen Griechen, 
welche mit Griechiſchen Päſſen in Kydonia leben, das Land zu verlaſſen habe. 
Würde eine ſolche Maßregel in der ganzen Türkei durchgeführt, ſo würden wir 
das Trauerſpiel erleben, daß die Türkei ihren ganzen Handel ſelbſt mit roher 
Faun zerſtörte, der zum größten Theil ſich in den Händen der Griechen befin⸗ 
det, die nicht als Najas (Türkiſche Unterthauen), ſondern als Griechen mit Grie⸗ 
chiſchen Päſſen dort leben, und die Schutzloſen nöthigte, auf Griechiſchen Boden 
überzuſiedeln oder wieder Rajas zu werden. Weit entfernt, daß die Griechiſch⸗ 
Türkiſche Angelegenheit ſich eutſcheide, laßt ſich nur das mit einiger Wahrſcheinlich⸗ 
feit vorausſagen, daß die Gewitterwolken, die ſich von allen Seiten zuſammen⸗ 
ziehen, kaum mehr in ein leichtes Gewölk ſich auflöfen werden. 

Am 31. März traf die ſeit Wochen vorausgeſagte Engl. Flotille, beſtehend 
aus drei Linienſchiffen und einer Fregatte, im Hafen von Piräeus ein, mit 2400 
Mann Landungs-Truppen am Bord. Be > 

Se. Königl. Hoheit der Kronprinz von Baiern befindet ſich noch hier und 
wird, wie man hört, erſt nach den Oſter-Feiertagen abreiſen. 0 

Den Nachrichten aus Maina zufolge, iſt zwiſchen den Parteien Mauxomi⸗ 
chalis und Tzauetaki ein blutiger Streit ausgebrochen, der bei den bevorſtehenden 
Deputirten⸗Wahlen leicht in einen allgemeinen Kampf übergehen kann. Auch 
aus Meſſenien wird berichtet, daß in Mautinea bei Gelegenheit der Buͤrgermei⸗ 
ſter⸗Wahlen einige Menſchen ums Leben gekommen find. 

Das Projekt der Deutſchen Koloniſation iſt vollkommen eingeſchlafen. Der 
Baieriſche Hauptmann der Artillerie, Hütz, welcher mit der Idee hierher kam, auf 
gar keine Schwierigkeiten zu ſtoßen, ſitzt ruhig in Nauplia und überläßt in Athen 
den Coloniſationsgeſetz- Entwurf feinem unabänderlichen Schickſale. Die Kam⸗ 
mer hat das Dotationg-Gefeg und den Reſt der Budgets noch vorzunehmen und 
wird wahrſcheiulich damit fertig, bis die neuen Wahlen beginnen. 

— 


— 
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Vermiſchte Nachrichten. 

Die Königliche Realſchule in Berlin, die aus vier vereinigten Anftalten 
beſteht und 2000 Schüler und Schülerinnen zählt, wird am 6. 7. und 8. Mai 
die Säkularfeier ihrer Begründung begehen, und iſt von Seiten des Direktors 
dieſer Anſtalten, Herrn Ranke, die Aufforderung zur Theilnahme an alle Freunde 
des Schulweſens ergangen. 

An der Franzöſiſchen Küſte hat man eine neue unermeßliche Auſternbank 
entdeckt, die ſich von Honfleur bis zum Cap Hive erſtreckt, alſo neun Stunden 
lang iſt; dabei iſt fie zwei Stunden breit und an Auſtern reicher als irgend eine 
andere. Die Franzoſen ärgern ſich nur, daß ſie außerhalb des Bereiches liegt, 
in welchem ſie allein fiſchen dürfen, und fürchten, die Engländer möchten es mit 
dieſer Bank wie Davouſt mit der Hamburger Girobank machen. Jedenfalls müſ⸗ 
ſen die Auſtern bald anſehnlich im Preiſe ſinken. 

In Neapel hat neulich eine originelle Luftſchif ferei ſtattgefunden. Der 
Luftſchiffer Guillaume ließ das verſammelte Publikum viele Stunden warten, und 
ſchwang ſich endlich, als die Ungeduld immer lauter wurde, auf einem Querbal⸗ 
ken mit dem unvollſtändig gefüllten Ballon, die Beine in der Luft zappelnd, in 
die Höhe. Nach 13 Stunden fiel er halb erſtarrt und gelähmt mit feinem Ballon 
unweit Sorrent in's Meer, wo eine Fiſcherbarke aus Maſſa ihn auffiſchte. Durch 
dieſe Tollkühnheit iſt Herr Guillaume der Mann des Tages und ſchon in einer 
Ode beſungen worden. 6 

Der Sohn eines armen, in der Nähe von Danzig wohnhaften Bauern 


hatte das Schloſſerhandwerk erlernt, und ſich vor mehrerer Jahren auf Reiſen ber 


geben. Seit langer Zeit hatten die Eltern nichts von ihm gehört, als ſie plötzlich 
einen Brief aus Avignon erhielten; aus dem Brief geht hervor, daß dem Schloſ— 
ſergeſellen das Arbeiten nicht mehr gefallen, und er ſich deshalb auf das Beten 
gelegt hat. In Rom hat er Gnade gefunden und iſt mit Geldmitteln ausgeſtattet 
zu feiner weiteren religiöſen Ausbildung nach der Jeſuitenſchule in Avignon 
geſchickt worden. Der Brief zeigt, daß er bereits wacker vorgeſchritten (2) iſt, 
und die Nachſchrift des Jeſuitenlehrers an die „überglücklichen“ Eltern verſichert, 
daß „ihr oder vielmehr unſer Eduard den gehegten Hoffnungen vollſtändig ent⸗ 
ſpricht, auch ſchon gute Fortſchritte im Franzöſiſchen und in der Religion gemacht 
hat.“ — Wir fügen für etwaige Liebhaber dieſes „Glückes“ bei, daß ſich befähigte 
Individuen nach Avignon, rue St. Marc. No. 14. wenden können. 

Paris. — Wie man ſagt, hat der Kaiſer von Rußland die Franzöſ. Rente, 
welche er hier gekauft, mit Engliſchen Banknoten bezahlt, welche die Franzöſiſche 
Bank in dieſen Tagen erhalten wird, um dann damit ihre Anleihe bei der Engli— 
ſchen Bank zu tilgen. N 


nungen wegen der Theuerung ſtattgefunden, bei denen die Fenſter eingeſchlagen 
und hin und zurück geſchoſſen wurde. Acht Männer kämpften, um ein einziges 
Brod zu erlangen, das ſie auch zuletzt erſttitten. 

Etwa 1500 arme Arbeiter zogen dieſer Tage in die Iriſche Stadt Gort ein 
und durchwanderten die Straßen, indem ſie gelegentlich zum großen Schrecken der 
Einwohner ausriefen, daß ſie Brod oder Blut haben müßten. Zuletzt verließen 
ſie jedoch die Stadt wieder, ohne gegen Perſonen oder Eigenthum eine Gewalt⸗ 
that verübt zu haben, in der Nacht tödteten ſie aber einem nahen Gutsbeſitzer 
154 Schaafe und ſchleppten dieſelben fort; ſieben der Thäter wurden Tages dar⸗ 
auf feſtgenommen. — Auf einen Beamten der Grafſchaft Limerick wurden kürz⸗ 
lich, als er fein Gut bei Clonlara beſuchen wollte, unterwegs zwei Flintenſchüſſe 
abgefeuert, deren einer ihn leicht verwundete. Eine Menge der auf der Straße 
befchäftigten Arbeiter waren Zengen dieſes Vorfalles, ließen aber den Mörder ab⸗ 
ſichtlich entkommen. ce 

Hamburg. — Vor einigen Tagen wurden zwei Auswandererſchiffe nach 
Braſilien expedirt. Die Leute, gegen 450, ſind zum großen Theil aus Heſſen 
und gehen in Folge eines mit einem der reichſten Grundherrn abgeſchloſſenen 
Vertrages. Dieſer Vertrag iſt unter Garantie der Kaiſerlichen Regierung ab⸗ 
geſchloſſen. 


Theater. g 

Sogar die reizende, melodiofe Oper „Czaar und Zimmermann“, von Lor⸗ 
Bing, ging vor leerem Haufe über die Bretter und bewies den geringen Antheil 
des Publikums an der neugebildeten Oper, die doch ſchon mehrere recht bedeu— 
tende Kräfte zählt, wovon die geſtrige Vorſtellung einen neuen Beweis lieferte. 
Herr Jäckel (Michailow) war nicht recht günſtig disponirt und daher nicht im 
Stande, ſeine ſchöne Stimme in ihrem ganzen Umfange geltend zu machen; 
trotzdem war ſeine Leiſtung eine recht brave und namentlich der Vortrag des Lie⸗ 
des „Sonſt ſpielt' ich mit Sceptet“ wahrhaft ſchön. Sein Spiel war noch etwas 
befangen. Der andere Peter wurde von Herrn Herrmann über alle Erwar⸗ 
tung befriedigend in Spiel und Geſang dargeſtellt; ſeine Stimme, die freilich 
noch aller Schule entbehrt — (auch ſetzte er ein Paarmal falſch ein) — reicht für 
zweite Parthieen aus und ſein Spiel war darum heute beſſer, als ſonſt, weil es 
natürlicher war. Dem. Hölzl (Marie) genügte für den muſtkaliſchen Theil ih⸗ 
rer Parthie, obwohl ihre Stimme durch die langen Ferien offenbar gelitten hat, 
ihr Spiel dagegen hatte etwas Affektirtes. Das hübſche Duett im Zten Akt 
(zwiſchen Peter und Marie) wurde ſehr gut vorgetragen. Was Herr Fiſcher 
als „van Bett“ leiſtet, iſt bekannt. In der ſchwierigen und ſehr hoch gelegenen 
Parthie des Marquis von Chateauneuf fanden wir aufs neue Gelegenheit, die 
ſchöne Stimme des Herrn Curti zu bewundern; der Glanzpunkt feiner Leiſtung 
war die Romanze „Leb' wohl mein flandriſch Mädchen“. Chöre und Orcheſter 


Nach der Rheins und Moſelzeitung haben in dem Wildburgiſchen Unord⸗ 


wurden. 


gingen gut, obwohl zuweilen die Tempi ein wenig zu ſchleppend genommen 
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Stadttheater in Poſen. 

Donnerſtag den 22ſten April: Großes Violin⸗ 
Konzert des Königl. Kammer-Virtuoſen Herrn Au⸗ 
guſt Möſer. — 1) Ouverture von Mozart. 2) 
Großes Potpourri über Motive aus den Opern „il 
Pirate“, „la Somnambula“ und Spaniſcher Bo⸗ 
lero für Violine, componirt und vorgetragen von 
Herrn Möſer. 3) Duett aus „Jeſſonda“, ge: 
ſungen von Dem. Hölzl und Herrn Curti. 4) 
Introduction, Thema, Variation und Finale 
(Original) für Violine, componirt und auf der G= 
Saite vorgetragen von Herrn Möſer. 5) Lied von 
Curſchmann, geſungen von Herrn Eurti. 6) Fan- 
taisie brillante über Thema's aus dem „Freiſchütz“, 
für Violine, componirt und vorgetragen von Herrn 
Möſer. — Vorher: Die Schleichhändler; 
Luſtſpiel in 4 Akten von Dr. E. Raupach. 


f Agrippina. 
See⸗, Fluß⸗ und Land⸗Transport⸗Ver⸗ 
ſicherungs⸗Geſellſchaft 
„zu Köln o N. 
Grund⸗Capital: Eine Million Thaler 
reuß. Courant. 

Nachdem uns von Seiten der Direktion der 
vorgenannten Geſellſchaft die Haupt- Agentur für 


Poſen übertragen worden, empfehlen wir dieſelbe 
als eine derjenigen Anſtalten für Verſicherungen ge⸗ 
gen die Gefahren des Transportes auf Strömen, 
Landſeen, Kanälen, Eiſenbahnen und auf gewöhn⸗ 
lichen Landfrachtgeſchirren, welche in ſubjectiver und 
objectiver Hinſicht die größeren Garantieen gewähren. 

In Betreff loyaler Regulirung von Havarieen 
wird fie in Gewährung mäßiger Prämienſätze und 
eines angemeſſenen Rabatts hinter andern Geſell— 
ſchaften nicht zurückbleiben. 2 

Auch werden zur Erleichterung des Publikums 
General- und Abonnements-Polizen ertheilt. 

Poſen, den 7. April 1847. 

D. L Lubenau Wwe. K Sohn. 


Die Magdeburger Feuerverſiche⸗ 
rungs⸗-Geſellſchaft 


empfiehlt zur Annahme von Verſicherungen gegen 
Feuersgefahr zu ſoliden und feſten Prämien durch 
ihren Haupt-Agenten 


Herrmann Moritz, 


Gerberſtraße No. 32. 


2 Büttel⸗ und Gerberſtraßen⸗Ecke No. 12. iſt eine 
Stube in der Bel-Etage nach vorne hinaus ſofort 
zu vermiethen. 
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8 N ers nen gegen Feuersgefahr zu den billigsten und zugleich festen Prä- 
 miensälzen We anch den unterzeichneten Haupt- A 


falls durch den Speeial-Agenten Herrn Simon € ‘ 
— e ohn, Gerberstrasse 
No. 47., angenommen und jede beliebige Auskunft gratis ertheilt. 5 


8 


enten, wie eben- 


Benoni Kaskel, 


3 
8 
Breitestrasse No. 22. 5 3 


geehrten Herren Mitglieder in X 
Kenntniß ſetzen. - 2 
8 Poſen, den 21. April 1847. 88 
& Das Comité des iſraelitiſchen ® 
. Handlungsdiener-Inſtituts. & 


Markt und Breslauerſtraßen-Ecke No. 61. find 
Laden (auch derjenige Laden, welcher jetzt zur Schän⸗ 
ke benutzt wird) von Michaeli d. J. zu vermiethen. 
Auskunft ertheilt die Eigenthümerin. 


18 46 er 
Ober⸗Ungarweine, von den beſten Gebirgen erzeugt 
und von mir perſönlich auf den 1 2 Pla 1 
angekauft, fo wie verſchiedene Weine früherer Jahr⸗ 
gänge empfiehlt 
J. N. Leitgeber, 


Gerberſtraße Nro. 16. 


ER Große hochrothe Meſſ. Apfelſinen 
und ſaftreiche Citronen 
empfehlen billigſt 


A. Pakſcher & 
Wronkerſtr. Be 


den 19. April 1847. 
(Der Scheel Preuß.) 


Weizen d. Ochfl. zu 16 Mz. — 
Roggen dito 3114| 5) 3J/ 2507 
Sa 10 76% 1270 3 
a r 
Suchweizen ene en 212415 3 2 2 
Srbſen 3 3/4 3 15— 
Kartoffeln n. I 79 1 12 3 
eu, der Ctr. zu 110 Pfd. — 20.— — 25— 
troh, Schock zu 1200 Pf. 7 —— 8 —— 
Vulter das Faß zu 8 Pfd. 21 —— 2 5.— 


(Hierzu zwei Beilagen.) 


. 93. | Erſte Beilage zur Zeitung 


für das Großherzogthum Poſen. 


den 22. April 1847. 


Landtags ⸗ Angelegenheiten. 
Sitzung des Vereinigten Landtags am 15. April 1847. 
Vereinigte Kurie. 

. (Schluß.) 

Es hatten ſich mehrere Mitglieder um das Wort gemeldet, die ſo eben 
erklärt haben, auf das Wort zu verzichten, und ich zweifle nicht, daß dies 
auch noch von anderen Seiten geſchehen wird. Eben ſo wahrſcheinlich iſt es, 
daß Andere den Wunſch hegen, noch zu Worte zu kommen, und wir werden 
hierüber Erklärungen zu erwarten haben. Uebrigens ſteht feſt, daß ſich eine 
fo bedeutende Majorität für den Abänderungs-Vorſchlag ausgeſprochen hat, 
daß wir jetzt ſchon darüber zur Abſtimmung kommen können, und ich glaube 
bei dieſer Anſicht beharren zu können. had 

Abg. Hanſemann (vom Platze): Ich bitte Se. Durchlaucht, einen fo 
wichtigen Vorſchlag nicht ohne Diskuſſion zur Abſtimmung zu bringen und 
ein Amendement durch Acclamationen und Ueberraſchung zu einem Beſchluſſe 
zu erheben; mir ſcheint vor Allem höchſt wichtig, daß das vorliegende Amen— 
dement gedruckt, vertheilt und in der morgenden Sitzung berathen werde. 

Der Marſchall: Der geſetzliche Weg iſt ganz in Uebereinſtimmung 
mit dem, was ich geſagt habe. Wenn eine ſo bedeutende Majorität ihre 
Beiſtimmung zu erkennen giebt, ſo iſt der Augenblick gekommen, wo eine Ab⸗ 
ſtimmung erfolgen kann. Uebrigens trage ich kein Bedenken, der weiteren 
Berathung Raum zu geben, wenn dies von mehr als 24 Mitgliedern ge— 
wünſcht wird. 

(Es erheben ſich mehr als 21 Mitglieder.) 

Der Marſchall: Wir werden in der Vetathung fortfahren, und es 
werden diejenigen Mitglieder, welche auf das Wort verzichtet haben, nicht 
weiter aufgerufen werden, wenn fie ſich nicht neuerdings melden. ; 

Zuvörderſt hat der Abg. von Binde, falls er nicht darauf verzichtet, 
das Wort. 5 

Abg. Freiherr von Vincke: Ich ſchließe mich ganz dem Vortrage des 
vorigen Redners an und komme auf die drei von demſelben berührten Punkte 
zurück; nämlich erſtens, daß Se. Majeſtät der König frei ſein müſſe in ſeinen 
Entſchließungen, wie auch wir in den unſrigen; zweitens, daß wir Sicherheit 
gewähren müſſen den Rechten unſerer Kommittenten, und drittens, daß wir 
beide Zwecke verbinden mit weiſer Mäßigung in der Form. Dieſe Trias 
nehme ich ebenfalls unbedingt an, gelange aber zu ganz anderen Schlüſſen, 
als der vorige Redner. Ich erkläre mich gegen jede Adreſſe. Zunächſt er⸗ 
innere ich daran, daß Se. Majeſtät der König nach der Thron⸗Rede keine 
andere Erwiederung erwarten, als durch die That, alſo nicht durch leere 
Worte, ſondern durch Handlungen Ihrer getreuen Stände. Ich möchte die 
hohe Verſammlung nicht gern in den Verdacht der Zudringlichkeit bringen, 
wenn ſie ſich dem Throne naht, ſei es mit Dank, ſei es mit Bitte. Auch 
kann ich nicht entdecken, daß ein Herkommen in einer Provinz exiſtire, wel⸗ 
ches mich davon entbinden könnte, dieſem Allerhöchſten Willen Folge zu lei⸗ 

en. In Weſtphalen wenigſtens haben nie Adreſſen beſtanden; ob fie in ans 
deren Provinzen unferes Staates Herkommen find, kann ich nicht wiſſen; 
ich halte mich daher nur an das, was mir bekannt iſt. Wir in Weſtphalen 
gaben uns immer an den Kern gehalten, nicht an die Schale; wir haben 
ſtets ganz beſtimmt geſagt, was wir wollten. Vielleicht wird man mir Bei⸗ 
fpiele von conſtitutionellen Staaten entgegenſtellen; aber ich frage Ew. Durch⸗ 
laucht, ob wir uns in einem conſtitutionellen Staate befinden. Hier erblicke 
ich keinen Schatten davon. Eine Adreſſe als Antwort auf die Thron⸗Rede 
hat dort einen ganz anderen Sinn; denn dort beſteht ein verantwortliches 
Miniſterium. Durch eine billigende Adreſſe ſucht man dieſes zu konſerviren, 
durch eine mißbilligende zu ſtürzen. Wir wenden uns aber mit unſerer Ad⸗ 
reſſe direkt an die Krone und würden zunächſt auf die Thronrede zu ant⸗ 
worten haben, um die Gefühle zu ſchildern, welche dieſelbe in uns erregt hat. 
Ich halte es aber für unerlaubt, einen Tadel oder ein Lob Sr. Majeſtät 
auszuſprechen und die Königlichen Worte zu kritiſiren; muß mich vielmehr 
in dieſer Beziehung eniſchieden dem Redner aus der Herren-Kurie anſchlie⸗ 
ben, der ſich dahin ausſprach, daß ihm der Ausdruck des Adreß⸗Entwurfs 
mißfallen habe, welcher von dem ſehr ſchmerzlichen Eindruck ſpricht, den die 
Thronrede erregt habe. Ich halte daher eine ſolche Adreſſe für unparlamen- 
tariſch; wenn es aber darauf ankommen ſollte, eine Dank-Adreſſe mit hin⸗ 
zugefügter Verwahrung unſerer Rechte an Se. Majeſtät zu richten, fo könnte 
ich dies eben ſo wenig billigen. Ich frage Ew. Durchlaucht ſelbſt, ob wir 
uns in der Lage befinden, einen Dank und eine Verwahrung zugleich auszu— 
ſprechen? Ich frage, ob dies die richtige Form iſt, zwei fo verſchiedene Ge⸗ 
genſtände zu vereinigen? Um hier ein naheliegendes Beiſpiel zu geben, ver— 
ſetze ich mich in das Privatleben. Es verſchuldet Jemand einem Anderen 
die Gewährung einer Zuſage, die er ihm dann nur zum Theil erfüllt, wird 
er ihm nicht vorläufig über die theilweiſe Erfüllung feiner Anſprüche quitti⸗ 
ren mit Vorbehalt des Rechts auf die vollſtändige Befriedigung? Ich frage 
ob dies eine Form iſt, in der wir uns Sr. Majeſtät nahen dürfen, wenn 
wir ſo Dank und Verwahrung mit einander vereinigen? Ich kann eine 
Adreſſe nicht billigen, die mit dem einen Worte den Dank, mit dem anderen 
eine Modiſication deſſelben ausspricht, denn ich kann dies nicht vereinigen mit 
der Ehrfurcht, die wir alle Sr. Majeſtät ſchulden. 

Es iſt eine große That der Krone, wenn fie den Vereinigten Landtag 
zuſammenberief. Mit Recht wurde er am Sonntage Quasi 2 geniti er⸗ 
öffnet. Denn wir fühlen uns gleichſam wiedergeboren aus dem beſchränkten 
Kreiſe der Provinzial⸗Stände zu dem gemeinſamen Gefühle des 
bandes und der geſammten Landes⸗Intereſſen. Ich möchte das Gefühl dieſes 
Dankes nicht durch eine ſolche Adreſſe ſchwächen; gleichwohl kann ich nicht 
3 daß ſich in den Kelch der Freude ein bitterer Tropfen Wermuth 
miſcht. 

Wir haben aus dem Munde des Vertreters der Krone die in der Adreſſe 
behaupteten Rechtsverletzungen Punkt für Punkt bekämpfen hören; doch erin⸗ 
Aue ich mich zu gut der Verheißungen unſeres höchſtſeligen Königs Majeſtät. 
Zwar vermag ich mich nicht zu allen einzelnen Behauptungen der Adreſſe zu 
bekennen; namentlich hat es für mich der Ausführung des Herrn Miniſters 
nicht bedurft, um mich zu überzeugen, daß die angebliche Verletzung des Ges 


Staatsver⸗ 


ſetzes von 1823 nicht begründet iſt. Ich finde es mit der Logik unvereinbar, 
wenn aus der Beſtimmung jenes Geſetzes, daß, ſo lange keine allgemeinen 
Stände beſtänden, die betreffenden Geſetze den Provinzial-Ständen vorgelegt 
werden follten, umgekehrt gefolgert werden foll: wenn alfo jetzt allgemeine 
Stände⸗Verſammlungen berufen werden, ſo ſollen fernerhin den Provinzial⸗ 
Ständen keine allgemeine Geſetze mehr vorgelegt werden. Auch kann ich die 
Bemerkung in Betreff der Domainen nicht begründet finden, wenn auch viel⸗ 
leicht für einzelne Provinzen derartige Beſtimmungen beſtehen mögen. An⸗ 
dererſeits vermiſſe ich die Anführung des wichtigen Geſetzes vom 22. Mai 
1815. Es ift darin im $. 4. geſagt worden, daß die Wirkſamkeit der Lanz 
des⸗Repräſentanten ſich auf alle Gegenſtände des Perfonen- und Eigenthums⸗ 
rechtes mit Einſchluß der Beſteuerung erſtrecken ſolle In dem Patent vom 
3. Februar d. J. hat ſich Se. Majeftät im Falle eines Krieges das Recht 
vorbehalten, außerordentliche Steuern ohne Zuſtimmung des Landtags aus⸗ 
zuſchreiben, für den Fall, daß die Zuſammenberufung deſſelben nicht zuläſſig 
befunden werden möchte; es ſollen aber nach der geſetzlichen Vorſchrift §. 4. 
des erſterwähnten Geſetzes keine Steuern ausgeſchrieben werden, ohne die 
Landes-Repräſentanten wenigſtens mit ihrem Beirathe gehört zu haben, das 
iſt unzweifelhaft. Mit der Ausführung der Adreſſe in Betreff des Geſetzes 
vom 17. Januar 1820 bin ich einverſtanden; ich finde dies Geſetz völlig klar und 
wünſchte, daß in unſerer ganzen ſpäteren Geſetzgebung dieſelbe Klarheit ſich 
wiederfinden möchte. In dem Geſetze iſt geſagt, daß künftig kein Staats⸗ 
Schuldſchein ohne Zuziehung und Mitgarantie der künftigen Reichsſtände kreirt 
werden könne. Wenn ich nun auch damit einverſtanden wäre, daß man un⸗ 
ter dem Worte: „Zuziehung« nur einen Beirath verſtehen könne, fo würde 
es doch zu rügen fein, daß dieſer Veirath von der ſtändiſchen Deputation für 
das Staats⸗Schuldenweſen und nicht von der allgemeinen Verſammlung der 
Repräſentanten gegeben werde. Wenn aber auch unter dem Worte Garantie 
nur ein Beirath begriffen werden ſoll, ſo iſt eine ſolche Auslegung mit meinem 
Rechtsgefühl nicht vereinbar, wenn auch drei Juſtiz⸗Miniſter das Gegentheil 
behaupten, denn das Wort Garantie enthält eine klare Beſtimmung, es ent⸗ 
hält den Begriff einer Bürgſchaft, und eine Bürgſchaft iſt an eine Willens⸗ 
Erklärung gebunden, denn ich kann nicht Bürge ſein, wenn ich nicht geſagt 
habe: ich will mich verbürgen. Wenn es nun ferner in dem Geſetze vom 17. Januar 
1820 heißt, daß überhaupt Staatsſchulden-Dokumente nur unter Zuziehung 
und Mitgarantie der Reichsſtände kreirt werden können, ſo hat dieſe Beſtim⸗ 
mung beſchränkt werden ſollen auf Schulden, für welche das geſammte Ver— 
mögen des Staates zur Sicherheit beſtellt iſt. Der Miniſter des Innern hat 
deshalb Bezug genommen auf §. 3. Darin ſteht wörtlich: »Für die ſämmt⸗ 
lichen jetzt vorhandenen und in dem von uns vollzogenen Etat angegebenen 
Staatsſchulden garantiren Wir hierdurch für Uns und Unſere Nachfolger in 
der Krone mit dem geſammten Vermögen und Eigenthum des Staats. « 
Hierin iſt alſo nur die Rede von einer Sicherſtellung mittelſt des geſammten 
Staats⸗Vermögens für die jetzt (1820) vorhandenen Schulden; nicht für die⸗ 
jenigen Schulden, welche künftig noch kreirt werden möchten. Auch iſt im §. 
2. vorausgetzt, daß neue Staatsſchulden⸗Dokumente nur, nachdem die Reichs⸗ 
Stände ihre Zuſtimmung ertheilt haben, ausgeſtellt werden ſollen. Die Sicher⸗ 
heit mit dem geſammten Staats-Vermögen iſt nur das Acceſſorium — die 
Hypothek, nachdem bereits eine rechtsverbindliche, von den Reichsſtänden ga⸗ 
rantirte Schuld beſteht. 

Endlich bin ich mit der Adreſſe einverſtanden, wenn darin geſagt iſt, die 
periodiſche Zuſammenberufung der allgemeinen Stände werde als ein Recht 
beanſprucht, weil im §. 13. des Geſetzes vom 17. Januar 1820 ausdrücklich 
beſtimmt worden, daß die Staatsſchulden-Verwaltung verpflichtet ſei, der 
künftigen reichsſtändiſchen Verſammlung alljährlich Rechnung abzulegen; denn 
damit iſt zugleich das alljährliche Zuſammentreten der Reichsſtände beſtimmt 
ausgeſprochen, und es kann nicht davon die Rede ſein, ob die Beſtimmung 
zweckmäßig oder nothwendig ſei. Ich erblicke daher in dem neueren Geſetze 
tine Verletzung wohlhergebrachter Rechte. 

Der Miniſter hat uns geſagt: daß im Fall eines Krieges es unmöglich 
werden könne, den Landtag fo ſchnell zu berufen, um die erforderlichen Geld⸗ 
mittel zu beſchaffen. Wir werden indeß bei dem raſchen Fortſchreiten der 
Eiſenbahn-Anlagen bald in der Lage fein, daß wir uns aus allen Provinzen 
des Staats in acht Tagen hier verſammeln können. Ich bin der Meinung, 
daß gerade im Falle eines Krieges die Zufammenberufung der allgemeinen 
Stände am nothwendigſten fei; ich erinnere hier an ein erhabenes Beiſpiel 
der Geſchichte. Als unſer großer König die öſterreichiſchen Staaten (Böhmen 
und Mähren) beſetzt hatte, erſchien die jugendliche und heldenmüthige Köni⸗ 
gin Maria Thereſia in der ungariſchen Stände-Verſammlung. Die anweſen⸗ 
den Magnaten zückten ihre Säbel und riefen: Moriamur pro rege nostro, 
Maria Theresia. Damit ward der Oeſterreichiſche Staat gerettet, und das 
Haus Oeſterreich war noch ferner an Siegen und an Ehren reich. Sollten 
wir von unſerem Patriotismus eine geringere Meinung haben? Sollte er 
uns nicht dieſelbe Begeiſterung einflößen, als der Ungariſchen Nation? Sollte 
es aber auch wirklich unmöglich ſein, den Landtag zu berufen, ſo würde es 
doch ein anderes Auskunftsmittel geben, wie es namentlich in dem glücklichen 
Lande üblich iſt, deſſen Verfaſſung die Jahrhunderte und eine Erbweisheit 
ohne gleichen gemacht haben. Die Miniſter ſcheuen ſich dort nicht, in einem 
ſolchen dringenden Falle für die Rettung des Vaterlandes ihren Kopf aufs 
Spiel zu ſetzen, und begehren dann nachträglich von den Volksvertretern eine 
Indemnitätsbill, die ihnen dann auch nicht verweigert wird; das iſt der ge⸗ 
ſetzliche Weg. Eine ſolche Ausnahme muß man nur im Fall dringender 
Nothwendigkeit machen und nicht die Ausnahme zum Geſetz erheben. 1 

Ich kann daher weder die Zweckmäßigkeit, noch die Nothwendigkeit einer 
ſolchen Beſtimmung anerkennen. Auch handelt es ſich immer zunächſt darum, 
ob ſie ohne die Zuſtimmung der Stände-Verſammlung ins Leben treten kann. 
Ich will nur noch kurz auf die Folgen, welche die Ausführung dieſer Maß⸗ 
regel nach ſich ziehen würde, aufmerkſam machen. Es würde dies den Kre⸗ 
dit des Staats gefährden. Wir laſen vor kurzem in der Allgem. Pr. Ztg., 
in einem Artikel, welchen das allgemeine Gerücht der Feder des Landtags⸗ 
Kommiſſars zuſchreibt, daß der Staat bis zum Erſcheinen der Verordnung 
vom 3. Februar kreditlos geweſen fei; aber eben darum müſſen wir einen an⸗ 
dern Zuſtand herbeiführen. Es ſind den Staatsgläubigern durch frühere Ge— 
ſetze Garantien gegeben. Dieſe find bisher nicht ausgeführt worden. Ich 
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maße mir nicht an, ein Geldmann zu fein (ich fühle nur etwas in mir von 
einem Manne des Rechts), aber ich berufe mich auf das Zeugniß aller Geld- 
männer in der hohen Verſammlung, daß aller Kredit zwei Grundlagen habe: 
1) muß der, welcher Kredit ſucht, im Stande fein, feine Verbindlichkeit zu 
erfüllen, und 2) muß er auch die Abſicht haben, es zu thun. Dieſes zweite 
Requiſit fehlt aber den Gläubigern unſeres Staates, da die Abſchließung von 
Anleihen an die Zuſtimmung der Stände gebunden iſt und fie nicht wiſſen 
können, ob die Reichsſtände die kontrahirten Schulden ſpäter anerkennen wer⸗ 
den. Ich ſpreche nicht etwa von imaginairen Fällen; dieſe ſind vorgekommen, 
namentlich bei den Anleihen der Seehandlung in den Jahren 1822 und 1832. 
Die Seehandlung iſt nach dem Geſetze vom 17. Januar 1820 ein Geldin⸗ 
ſtitut des Staats, und der Staat haftet für ihre Geſchäfte als Selbſtſchuld— 
ner; alſo ſind die Anleihen, die ſie gemacht hat, als Anleihen des Staats zu 
betrachten. Der Fall liegt gerade ſo, als ob mein Rentmeiſter für mich eine 
Anleihe gemacht hat, nachdem ich ihm General-Vollmacht ertheilt und für die 
von ihm einzugehenden Verbindlichkeiten mich verbürgt habe, und ſo iſt in 
den Prämienſcheinen der Seehandlung nur ein Staatsſchulden-Dokument zu 
erkennen. Es kann aber dieſelbe Möglichkeit wieder eintreten, und um fo 
leichter, als im § 4. ves Patents vom 3. Februar 1847 ausdrücklich geſagt 
iſt, daß nur ſolche neue Darlehne, für welche das geſammte Staatsvermögen 
haftet, nicht anders, als mit Zuziehung des Vereinigten Landtags, aufgenom⸗ 
men werden ſollen. Es braucht alſo künftig nur wieder das Vermögen der 
Seehandlung oder ein Komplexus von Domainen zum Pfande geſetzt zu wer- 
den, um der ſtändiſchen Garantie zu überheben. Die Sache liegt ſogar jetzt 
noch ungünſtiger als früher; bisher konnte man noch glauben, daß einſt die 
Verſprechungen der früheren Geſetze ins Leben treten und die Ueberſchreitun⸗ 
gen derſelben durch ein ſpäteres Geſetz fanirt werden würden. Dieſe Hoff⸗ 
nung der Staatsgläubiger iſt ihnen durch die neuere Geſetzgebung entzogen, 
welche ſich als vollendet ankündigt. — Freilich bin ich nicht der Anſicht, daß 
der Staat auf dieſe Art ganz kreditlos werden würde, auch Eſpartero und 
feine Gegner haben Darlehne erhalten, und es hat immer curopäiſche Juden 
gegeben, welche ſelbſt den Republiken jenſeits des Meeres bereitwillig ihr Geld 
gewährt haben. Hat aber die Mitgarantie der Stände für den Gläubiger 
einen Werth, ſo wird, wenn ſie nicht ertheilt iſt, der, der das Geld hergiebt, 
ſich eine größere Riſiko⸗-Prämie oder einen höheren Zinsfuß bedingen müſſen, 
und wir Alle werden die größeren Zinſen aus unſerem Beutel zu bezahlen 
haben. Es gewährt mir in dieſer Beziehung einige Beruhigung, daß der 
Landtags⸗Kommiſſarius die Hoffnung auf eine Declaration der Verordnung 
vom 3. Februar d. J. nicht unbedingt zurückgewieſen hat, nur muß ich be⸗ 


merken, daß die materiellen Beeinträchtigungen, daß die Gefahren für den 
Staats⸗Kredit um ſo größer werden müſſen, je länger es verſchoben wird, 


den Rechtszuſtand herzuſtellen. — Allein weit größer, als die materiellen, 
ſcheinen mir die immateriellen Folgen zu ſein, ich meine den bedenklichen Zu⸗ 
ſtand, daß durch die neuen Geſetze die Exiſtenz aller ſtändiſchen Rechte ge⸗ 
wiſſermaßen in Frage geſtellt iſt; ich ſage gewiſſermaßen. Der Monarch iſt 
nicht befugt, die Rechte der Stände aufzuheben; zum Beweiſe berufe ich mich 
auf einen anerkannt konſervativen Gewährsmann, auf den ſehr ehrenwerthen 
Edmund Burke, in ſeiner Geſchichte der franzöſiſchen Revolution, wenn er 
ſagt: daß freilich nicht rechtliche, wohl aber moraliſche Schranken für die 
Machtvollkommenheit eines Monarchen zu denken wären. Wie der König 
nur abdanken könne, nicht aber die Königliche Würde abſchaffen, ſo dürfe 
er auch die Rechte der Stände nicht antaſten. 

Nun gehören aber jene älteren Geſetze zu unſeren verfaſſungsmäßigen 
Grundgeſetzen, und in dieſer Ueberzeugung verlange ich unſere ausdrückliche 
Zuſtimmung, nicht allein unſeren Beirath zu Aenderung jener Geſetze. Es 
kommt hinzu, daß für diejenigen Provinzen, die dem Staate erſt ſpäter hin⸗ 
zugetreten find, durch die Beſitzergreifungs-Patente beſtimmt worden iſt, daß 
der hochſelige König ſie der Vefraſſung anſchließen wolle, die er 40 geſammten 
Staaten verleihen wolle. Für uns ift alſo dadurch ein vertragsmäßiger Rechtszu⸗ 
ſtand begründet. Wir haben ſeither unſeren Theil des Vertrages als treue Unter⸗ 

thanen erfüllt, und wir dürfen daher erwarten, daß der Vertrag auch andererſeits 
erfüllt werde. Ich betrachte unſere Händifchen Freiheiten und unfere geſammte Ver⸗ 
faſſung als ein großes Fideikommiß, worin wir auch die Rechte der Nachgeborenen 
zu berückſichtigen haben Wie der Fideikommißbeſitzer zu jeder Aenderung der Zu⸗ 
ſtimmung aller Agnaten bedarf, ſo iſt auch der Monarch an die Zuſtimmung der 
Staͤnde gebunden. Unſere Rechte bilden gleichſam ein eiſernes Inventar, was wohl 
vermehrt werden wird mit manchem Stücke des Hausraths, bis es eine voll- 
ſtändige Haushaltung wird, iu der der Landesherr behaglich wohnt mit der 
großen Familie ſeiner Unterthanen, wovon aber kein Stück verloren gehen 
darf ohne die Zuſtimmung aller Miteigenthümer. In dieſem Sinne, glaube 
ich, darf unſer Mitwirkungsrecht in Anſpruch genommen werden. Es wird 
nur die Frage ſein, in welcher Form wir unſere Rechte verwahren wollen. 
Ich berufe mich auf das Zeugniß des Mitgliedes der Herrenbank, daß wir 
unſeren Kommittenten Sicherheit gewähren müſſen. Auch ich ſage, daß wir 
unſeren Kommittenten Sicherheit ſchuldig ſind; doch bin ich der Anſicht, daß 
dies weder in der Form des Adreß⸗Entwurfs, noch in der des Amendements 
geſchehen kann, wodurch wir uns erſt die Erlaubniß zur Wahrung unſerer 
Rechte erbitten. Die Rechte, die wir bereits beſeſſen haben, können wir nicht 
erſt erbitten auf dem Wege der Petition, ſondern es handelt ſich hier blos 
um die einfache Erklärung, daß wir dieſe uns durch die früheren Geſetze ver⸗ 
bürgten Rechte noch haben, daß die erwähnten Beſtimmungen der früheren 
Geſetze durch die widerſprechenden Beſtimmungen der neuen Geſetze nicht auf- 
gehoben worden ſind, und daß jene Geſetze nicht aufgehoben oder abgeändert 
werden können, es ſei denn mit ausdrücklicher Zuſtimmung der verfaſſungs⸗ 
mäßig berufenen Stände. Und dieſe Erklärung erlaube ich mir der hohen 
Verſammlung in Vorſchlag zu bringen. Dieſe Erklärung ſcheint mir alle 
Vortheile zu vereinigen; fie if klar, denn fie ſagt beſtimmt, was wir wollen; 
fie. iſt farblos, denn fie ſteht nicht auf dem Voden der politischen Parteien, 
ſondern auf dem Boden des Rechts; fie iſt einfach, denn fie hüllt ſich nicht 
in ſchöne Redensarten, ſondern erſcheint in der nackten Geſtalt der Wahrheit; 
fie wird zur Kenntniß Sr. Majeſtät gelangen, denn fie wird abgegeben in 
Gegenwart des Landtags-Kommiſſars; fie wird Se. Majeftät nicht drängen; 
wenn wir auf eine Adreſſe vielleicht eine unliebſame Antwort zu erwarten 
hätten, ſo läßt eine ſolche Erklärung unſerem Königlichen Herrn ſeine freie 
Entſchließung. Se. Majeſtät werden nicht getrieben „ und wir müſſen gedul⸗ 


daß keine Adreſſe gegeben werden möchte. 


dig erwarten, daß Allerhöchſtdieſelben den geſtörten Rechts⸗Zuſtand durch eine 
Erklärung wiederherstellen werden. Dieſe Art der Verwahrung entſpricht un⸗ 
ſeren Verpflichtungen gegen unſere Kommittenten, denn ſie beweiſt ihnen, daß 
wir ihre Rechte kennen und fie ungeſchwächt erhalten wollen; ſie entſpricht 
den Pflichten gegen die Staats-Gläubiger, denn fie ſagt ihnen, daß wir ohne 
unſere Zuſtimmung kontrahirte Schulden nicht anerkennen; ſie entſpricht den 
Pflichten der Offenheit und Wahrheit gegen Se. Majeſtät, und ſte ſchließt 
jede Dank⸗Adreſſe aus. Eine pure Dank-⸗Adreſſe neben dieſer Verwahrung 
halte ich für unmöglich; denn ich kann nicht danken mit der Reſervation auf 
den Lippen. Ich glaube in allen dieſen Beziehungen keinen Anfechtungen 
entgegenzugehen, denn dieſe Erklärung ſagt beſtimmt und klar, was wir wol⸗ 
len, fie entfernt ſich nicht von den Formen, die wir der Ehrfurcht vor Sr. 
Majeſtät ſchuldig ſind. Ich komme jetzt zum Schluß noch zu einem fehr 
wichtigen Punkt. 

Landtags⸗Marſchall: Ich muß den Redner mit der Bemerkung 
unterbrechen, daß ich auf den Weg, auf welchem ſich der Redner befindet, 
in keinem Fall eingehen kann. Aller Wahrſcheinlichkeit nach, wird ſich der 
Redner auf die Veſtimmung der Geſchäfts-Ordnung berufen, daß ein neuer 
Vorſchlag vorher ſchriftlich einzureichen iſt, wenn er zur Abſtimmung kommen 
ſoll. Der Redner hat aber überhaupt keinen neuen Vorſchlag gemacht, der 
unter dieſe Beſtimmung fallen könnte, ſondern er hat etwas ganz Anderes 
gethan; er hat vorgeſchlagen, das heute umzuſtoßen, was geſtern beſchloſſen 


worden iſt. Einen neuen Vorſchlag haben wir von einem der vorigen Red⸗ 


ner vernommen, einen Abänderungs⸗Vorſchlag; einen ſolchen neuen Vorſchlag 
hätte auch der jetzige Redner machen können, aber er hat ihn nicht gemacht 
und auf das, was verlangt wird, kann ſich die Verſammlung nicht einlaffen. 
Sie kann jetzt nicht beſchließen, keine Adreſſe zu erlaſſen, nachdem fie vorher 
eine zu erlaſſen beſchloſſen hat. 8 

Abg. von Vincke: Ich habe geſtern Se. Durchlaucht meine Aufwar⸗ 
tung machen wollen; da ich Dieſelben aber nicht antraf, ſo habe ich meinen 
Vortrag vollſtändig ſchriftlich übergeben und darauf angetragen, daß dieſer 
ſtatt Adreſſe von der Verſammlung angenommen würde, alſo iſt der Geſchäfts⸗ 
Ordnung genügt; von dem Redner, welcher zuerſt ſprach, iſt eine Verwah⸗ 
rung beantragt worden, es handelt ſich nur um die Form, in welcher dieſe 
geſchehen ſoll, auf dem erſteren Wege, durch eine Adreſſe an Se. Majeſtät 
oder durch eine Erklärung zu Protokoll; es iſt alſo kein neuer Vorſchlag, 
ſondern ein Vorſchlag zu einer anderen Form. 

Landtags-Marſchall: Es hat feine Richtigkeit, daß ich geſtern die 
ſchriftliche Erklärung des Redners erhalten habe. Daraus folgt aber nur, 
daß der Redner weder geſtern ſchriftlich noch auch heute mündlich einen neuen 
Vorſchlag im Sinne der Geſchäftsordnung gemacht hat. Es war nichts An⸗ 
deres, als ein ſchriftlicher Antrag, daß die Verſammlung umſtoßen möge, was 
ſie früher beſchloſſen habe. Ich kann mich ihm nicht anſchließen und auch 
keine Debatte darüber geſtatten. 

Abg. von Binder: Ich habe die Frage fo verſtanden: Soll ein Adreß⸗ 
Entwurf in Berathung genommen werden? Es war daher noch jeder andere 
Vorſchlag geſtattet. En 

Landtags-Marfhall: Auch eine abgemachte Sache. . 

Abg. von Binde: Auch die Abgeordneten meiner Provinz haben fo 
verſtanden, ich berufe mich auf eine amtliche Perſon, den Herrn Vice-Land⸗ 
tags⸗Marſchall von Bodelſchwingh 

Landtags⸗Marſchall: Die Verſammlung kann nicht auf abgemachte 
Dinge zurückkommen. Wenn alſo der Redner weder dem Adreß⸗Entwurfe 
beiſtimmt, noch auch einen Vorſchlag auf Abänderung des Adreß⸗Entwurfs 
zu machen hat, ſo weiß ich nicht, wie er länger auf dem Rednerſtuhle blei⸗ 
ben will. 

Abg. von Vincke: Ich glaube mich in meinem Reche und appellire an 
die hohe Verſammlung, wenn ſie mich darin ſchützen will. 

Der Marſchall: Der Abgeordnete beruft ſich auf die Verſammlung, 
ich glaube, es wird nicht ihre Anfkht fein, mich anzugehen und aufzufordern, 
darüber abſtimmen zu laſſen, ob die Verſammlung eine Adreſſe beſchließe; ich 
ſehe das voraus und brauche nicht daran zu zweifeln. Ich dagegen bin der 
Ueberzeugung, daß die Verſammlung gar nicht einmal den Wunſch haben 
kann, daß ich ſie zu einer Abſtimmung darüber veranlaſſen möge, ob ſie heute 
zurücknehmen will, was fie geſtern beſchloſſen hat. 

Landtags⸗Kommiſſar: Ich glaube in dieſer Frage ein Wort reden 
zu müſſen. Der geehrte Redner hat zweierlei Anträge geſtellt, den einen, 
Nachdem eine ſolche mit großer 
Majorität beſchloſſen worden, war dieſer Antrag unzuläſſig, doch außer dem 
Bereich meiner Entgegnung, und der Landtags-Marſchall hat ſich ſchon da⸗ 
rüber geäußert. Außerdem hat er begonnen, einen Antrag zu entwickeln, 
wonach gewiſſe Verwahrungen in das Protokoll niedergelegt werden ſollen. 
Dies iſt ein neuer Gegenſtand, der nichts mit der Adreß-Debatte zu thun 
hat. Nun hat der Redner zwar erklärt, daß er einen ſolchen Antrag geſtern 
ſchriftlich dem Landtags-Marſchall übergeben habe. Wenn aber ein ſolcher 
Antrag heute hätte zur Berathung kommen follen, ſo hätte er nach Vorſchrift 
des Reglements zuvor dem Landtags⸗Kommiſſar mitgetheilt werden müſſen, 
wie dies allgemein vorgeſehen iſt, damit die Räthe der Krone ſich darauf vor⸗ 
bereiten können. Da dies nicht gefhehen, fo muß ich entſchieden widerſpre⸗ 
chen, daß dieſem Antrage weitere Folge gegeben werde. Ich würde dies 
früher geſagt haben, wenn es mir zuſtände, die Redner zu unterbrechen, dies 
Recht hat aber nur der Landtags-Marſchall, und darum mußte ich warten, 
bis eine ſolche Unterbrechung wirklich ſtattgefunden hatte. Die Debatte ift 
außer dem Reglement, wir ſind nur in der Debatte über die Adreſſe, und 
i muß daher den Landtags⸗-Marſchall dringend erſuchen, dieſen Vortrag ab⸗ 
zubrechen. g 

Abg. v. Vincke: Es handelt ſich um ein Recht, was meiner Perſon zu⸗ 
kommt, ich bin den Formen unſerer Geſchäfts-Ordnung gefolgt. Wenn es 
nöthig iſt, meinen Antrag zuvor dem Königlichen Kommiſſarius mitzutheilen, 
ſo war es Sache des Herrn Landtags⸗Marſchall; wenn Ew. Durchlaucht ihn 
nicht kommuntzirt haben, fo iſt es nicht meine Sache. 

Landtags⸗Marſchall: Ich bitte Sie, Ihren Platz wieder einzunehmen. 

Abg. v. Winde: Wenn die Verſammkung dafür if, fo werde ich in 
der Entwickelung meines Amendements fortfahren. 


(Fortfegung in der zweiten Beilage.) 
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(Fortſetzung aus der erſten Beilage.) 

Der Landtags Marſchall: Wir haben hier mehrmals das Wort: 
Amendement, gehört; ein deutſcher Ausdruck dafür iſt Abänderungs-Vorſchlag. 
Ein ſolcher kann nicht gemacht werden, wenn nicht eine beſtimmte Sache ins 
Auge gefaßt wird, die abgeändert werden ſoll. Ein Amendement zum Adreß⸗ 
Entwürfe könnte nur ein Antrag auf Abänderung des Adreß-Entwurfs ſein. 
Ein ſolcher iſt aber nicht vorhanden, ſondern nur der, ſich mit keiner Adreſſe 
zu beſchäftigen. Dies iſt ein Antrag, daß die Verſammlung jetzt zurücknehmen 
möge, was ſie geſtern beſchloſſen hat. Auf einen ſolchen Antrag kann ich mich 
nach meinen Rechten und nach meinen Pflichten nicht einlaſſen; die Verſamm⸗ 
lung kann es nicht wünſchen, und ſelbſt wenn man es wünſchen ſollte, ſo 
würde ich ein derartige Abſtimmung nicht veranlaſſen können. Wenn alfo der 
Redner keinen Abenderungs-Vorſchlag zu machen oder der Adreſſe beizuftim- 
men hat, ſo muß ich ihn bitten, den Plattz des Redners zu verlaſſen. 

Abg. v Binde: Ich ſtimme gegen die Adreſſe und gegen das Amende— 
ment. Wenn ich daher keine Unterſtützung aus der Verſammlung finde, fo 
muß ich mich dieſer Entſcheidung unterwerfen und auf meinen Platz gehen. 

Landtags-Kommiſſar: Ich habe mich bereits erklärt, daß und aus 
welchen Gründen ich denjenigen Theil des Vortrags des Redners, welcher 
eben geſprochen, und der einen ganz neuen mit der 
Zuſammenhange ſtehenden Antrag gemacht hat, indem er die Verwahrung 
wegen verletzter Rechte zu Protokoll niedergelegt wiſſen will, gegen die Be- 
ſtimmung im Geſchäfts-Reglement halte. Eben deshalb enthebe ich mich auch, 
auf die darin enthaltenen Angriffe über die Legalität der ſtändiſchen Geſetze 
zu antworten. Ich wiederhole es, ich erachte dieſen ganzen Vortrag, als 
wäre er nicht gehört. Aber es find in dem früheren Theile des Vortrages, 
welcher noch die Adreßfrage betraf, einige Punkte, die meine früheren Erklä⸗ 
rungen bekämpfen. Auf dieſe muß ich antworten. Der Redner hat hervorge— 
hoben, daß allerdings im Falle des Krieges die Stände wohl zufammenberu— 
ſen werden könnten und ſich auf den berühmten Fall der Kaiſerin Maria 
Thereſia berufen. Ich erwiedere, daß weder in dem Geſetze vorgeſehen, noch 
in meiner Erklärung behauptet iſt, daß Se. Majeftät der König, wenn er 
eine Anleihe im Kriege zu machen genöthigt ſein ſollte, die Stände nicht 
berufen werde. Vielmehr habe ich oſt aus Seinem Munde gehört: In Fällen 
des Krieges werde Ich vor Allem die Stände zuſammenberufen. Aber ich habe 
auch erklärt, daß es im Kriege Fälle geben kann, in welchen eine ſolche Zu— 
ſammenberufung unmöglich iſt, und dabei beharre ich; wenn ſich der Redner 
zum Beweiſe des Gegentheils auf Maria Thereſia beruft, fo frage ich ihn: 
wenn unſer großer Konig damals außer Böhmen und Mähren auch Ungarn 
beſetzt gehabt hätte, würde dann die Kaiſerin auch nach Preßburg gegangen 
ſein, um von dem Ungariſchen Reichstage Hülfe zu ſuchen? (Lachen.) Ich 
babe noch den zweiten Punkt zu berühren, nämlich den, wo uns der Redner 
gerathen hat, wir Minifter ſollten unſere Köpfe daran ſetzen, wenn wir im 

riege Anleihen zu machen hätten, und dann vor die Verſammlung hintre⸗ 
ten und ſagen: Köpft uns oder bewilligt die gemachten Schulden. Der Fall 
paßt auf uns nicht. Wir preußiſche Miniſter können keine Schulden machen, 

8 En Ban chbepan: u. ift der Unterſchied, und es wird 

ci nd did fagen, der König ſolle es nur wagen, ſolche Anleihen zu 
een und dann den Ständen fagen — doch, ich bitte mir den Schluß 

Abg. v. Auerswald: Durchlauchtigſter Marſchall! Da nach unſeren 
Geſchälts⸗ Ordnungen nicht wie bei den Geſchäſts⸗Ordnungen a r 
zialſtändiſcher Verſammlungen der Fall vorgeſehen iſt, daß ein genommener 
Beſchluß durch einen anderen Beſchluß aufgehoben werden kann, alſo für einen 
Antrag darauf keine formelle Berechtigung beſteht, ein Amendement aber, wel- 
ches zu einem Adreß-Entwurf beantragt, daß keine Adreſſe erlaſſen werden 
ſoll, nichts iſt, als ein Antrag auf Aufhebung eine Veſchluſſes, ſo halte ich 
ein ſolches auch nicht für zuläſſig und habe daher dem Abgeordneten von 
Weſtfalen meine Unterſtützung nicht zu Theil werden laſſen. Wenn aber der 
Landtags⸗Kommiſſarius deshalb, weil dieſer Abgeordnete ſeinen Antrag auf 
eine Erklärung zu Protokoll nicht formell begründet habe, erklärt, er müſſe 
deffen Worte als nicht gehört betrachten, ſo erlaube ich mir die Frage, ob 
dies der Geſchäſtsordnung entſprechend iſt? Meines Erachtens iſt die Erklä⸗ 
rung des Abgeordneten gültig zu Protokoll gekommen und es ſteht Jedem von 
uns das Recht zu, ſich auf dieſelbe zu beziehen und ihr beizutreten. 

15 2885 Marſch all: Es iſt ganz außer Zweifel, daß die Aeußerungen 
egten Redners jetzt ſchon einen Theil des Protokolls bilden. 
Landtags⸗Kommiſſar: Ich habe nichts dawider, daß die vier Her- 

ren (auf die Stenographen zeigend) Alles niederſchreiben, was ſie hören und 

finde keine Veranlaſſung, mich der Veröffentlichung ihrer Notizen zu wider— 
ſetzen. Eben ſo wenig habe ich gegen die Aufnahme der Verhandlung über 
die Zu des Redners in das Protokoll etwas zu erinnern. Dadurch ſchei— 
nen die Bedenken des letzten Redners gehoben. Wenn ich aber ſagte, ich be⸗ 
trachte die Worte des vorletzten Redners als nicht gehört, ſo hatte dies nicht 
den Sinn, ſolche der hohen Verſammlung und der Oeffentlichkeit zu ent⸗ 
ziehen, ſondern es ſollte nur heißen, daß ich ſie — als außer der Ordnung 
geſprochen — in meiner Eigenſchaft als Königl. Kommiſſar als nicht vor— 

handen betrachte und mich nicht veranlaßt finde, darauf einzugehen. e 

? Der Marſchall: Ich glaube, daß die Sache unzweifelhaft iſt und 
keine Diskuſſion zu erheben fei. 

Mehrere Stimmen: Die Sache iſt wichtig. 


Der Marſchall: Aber nicht ſo wichtig, um die Diskuſſion zu unter- 
8 7 Ich bin der Meinung, daß wir uns nicht weiter davon abhalten 
aſſen, ſondern in der Debatte fortfahren. 


Abg. Gieſſler (le : Se. Maj. der König ſprachen in der Thron— 
Rede unter Anderem A Bi. e ee rat En Auch 
ich halte es daher für gut und zweckmäßig, wenn wir in der Adreſſe nur als 
lei a zweckmäßig, a rar 

ein unſeren Dank für das Geſchenk, welches uns Se. Majeſtät durch die 
Geſetze vom 3. Februar d. J. gegeben hat, ausſprechen, dagegen aber auch 
alles Andere, was vielleicht kein Vertrauen erwecken möchte, aus derſelben 
wegzulaſſen. Ich für mein Theil will weder Vorbehalte, noch Rechts-Ver⸗ 
wahrungen in der Adreſſe haben. Ich habe das feſte Vertrauen, daß von ei⸗ 
nem Monarchen, welcher zu den Vertretern ſeines Volkes ſpricht: „Ich und 
Mein Haus wollen dem Herrn dienen,“ daß von einem ſolchen Königshauſe 


Adreß-Frage nicht im 


meiner Vorgänger, mich ſelber 


klar und beſtimmt auszuſprechen. 


auch für die Zukunft Alles, was dem Lande Glück und Segen bringen kann, 
zu erwarten iſt. N 
Abg. Gier: Um mich nach dem Vorbilde der früheren Redner über 
die Annahme, Ablehnung oder Abänderung der Adreſſe zu erklären, glaube 
ich einige Worte über den Gehalt der zu Grunde liegenden Geſetze erwähnen 
zu müſſen. Ich halte das Stände-Patent vom 3. Februar für geſetz- und 
verfaſſungsmäßig, und wo ich mich darüber erkundigt, habe ich zu meiner 
Freude dieſelbe Meinung gefunden. Unſer Grundgeſetz vom Juni 1823 be⸗ 
ſtimmt ausdrücklich, daß der landesväterlichen Fürſorge des Geſetzgebers vor- 
behalten ſei, wann und wie die Allgemeinen Landſtände aus Provinzialſtän⸗ 
den zujammenberufen werden ſollten. Hiernach, glaube ich, kann kein Unbe⸗ 
fangener an ihrer Rechtsbeſtändigkeit zweifeln, und ich begreife die Angriffe 
derjenigen nicht, die von einer Kompetenz ſprechen. Wir würden das Miß⸗ 
vergnügen des ganzen Landes erregen, wenn wir darauf eingehen wollten. 
Wir müſſen dem Könige innigen Dank ſagen dafür, daß er einen Anfang 
gemacht mit landſtändiſcher Wirkſamkeit und das landſtändiſche Gebäude voll- 
bracht hat, und ich habe den aufrichtigen Wunſch, daß eine geregelte Benuz⸗ 
zung derſelben vorgenommen werden und eine periodiſche Zuſammenberufung 
der Stände ſtattfinden möge. In der Sache ſelbſt glaube ich, daß Se. Maj. 
der König durch die großartigen Verleihungen, die in den Geſctzen enthalten 
ſind, uns eine große Wohlthat beſcheert hat, und daß wir die Ausnahmen, 
die darin enthalten ſind, als Nebendinge betrachten dürfen und daran die 
Hoffnung knüpfen, daß, wenn wir in dieſer Bitte Wünſche vortragen, daß 
ſie auch erhört werden mögen. Ich berühre ganz kurz das Geſetz über Dar- 
lehne. Es iſt unmöglich, daß während des Krieges die Zuſammenberufung 
der allgemeinen Landſtände vorgenommen werde, denn es kann ſich ja der 
Fall ergeben, daß eine Provinz bereits vom Feinde beſetzt iſt. Aber alle 
Deutſche Verfaſſungen haben dieſelben Beſtimmungen. Das Königreich Sach⸗ 
ſen hat die Verordnung, daß zwei Kommiſſarien Darlehne und Schulden auf⸗ 
nehmen, die Baieriſche hat zwei ſtändiſche Kommiſſarien, eben fo die Badi— 
ſche, und alle übrigen Deutſchen Verfaſſungen haben ſolche Ausnahmen. Wenn 
uns heute die Frage vorgelegt würde, ob wir ſolche Ausnahmen geſtatten 
wollen, ſo würden wir ſie völlig und praktiſch verwilligen. Se. Majeſtät der 
König iſt uns aber vorausgegangen. Der zweite Punkt iſt das Beſteuerungs⸗ 
Recht, das uns zugeſagt iſt in dem Maße, wie früher nicht. Die Ausnahme 
betrifft die Zölle und indirekten Abgaben, wo die Steuern auf Verträgen mit 
anderen Staaten beruhen. Und da bin ich gleichfalls der Meinung, wie die 
Geſchichte der Staaten lehrt, daß der König auch hier freie Hand haben 
müſſe, wie wir die Zweckmäßigkeit davon bei dem Kornmangel geſchen haben. 
Ich meinestheils wünſche nur, daß, ſobald es zuläſſig, der ſtändiſche Beirath 
oder ein Kongreß von Fabrikanten, Kaufleuten u. ſ. w. bei der Berathung 
über die indirekten Steuern gehört werden möchten. 
Der Marſchall: Dies würde Gegenſtand eines ſpäteren Antrags ſein. 
Abg. Gier: Ich habe es nur bemerken wollen, um, nach dem Beiſpiele 
8 zu rechtfertigen und in der beſten Abſicht auf 
die anderen Herren Mitſtände einzuwirken. Und da glaubte ich dieſe Ausle— 
gung für die Zukunft wohl berühren zu dürfen. In anderer Hinſicht glaube 
ich, daß wir einen Schritt vorwärts gethan, und daß des Königs Majeſtät 
uns ein großes und ehrenhaftes Geſchenk bewilligt habe. Ich würde mich da⸗ 
her dem Vorſchlage anſchließen, Sr. Majeſtät dem Könige Dank zu fagen 
und das Vertrauen und die Zuverficht in Betreff derjenigen Wünſche und Bit⸗ 
ten auszuſprechen, welche über das ſtändiſche Patent und das Verfaſſungsge— 
ſetz in dieſer Verſammlung auf geſetzlichem Wege beſchloſſen werden möchten. 
Abg. Mewiſſen: Durchlauchtigſter Marſchall! Jeder hier in der Ver 
ſammlung hat die Pflicht, ſeine Ueberzeugung vor König und Volk offen und 
ganz auszuſprechen. Dieſer Pflicht werde ich durch meine Worte zu entſpre⸗ 
chen ſuchen. 
Modus, die Zweckmäßigkeit des Adreß⸗Entwurfs in Frage geſtellt, theils hat 
ſich eine Differenz in Bezug auf die rechtliche Begründung der in dem Adreß⸗ 
Entwurf niedergelegten ſpeziellen Verwahrung entwickelt. Was den Modus 
betrifft und die Zweckmäßigkeit, fo, glaube ich, find wit es dem Lande ſchul⸗ 
dig, nichts zu verſchweigen und gleich beim Beginn dieſer Verhandlungen uns 
Wir ſind Offenheit und Wahrheit der 
Krone ſchuldig, die uns berufen hat, um durch uns den Willen des Landes 
zu erfahren. Nur durch offene, rückſichtsloſe Wahrheit kann das große Ziel 
dieſer Verſammlung, die gänzliche Wiederherſtellung der im Jahre 1813 fo 
ſchön bewährten, in der neueſten Zeit, wie wir aus hohem Munde vernom⸗ 
men haben, und wie wir ſelbſt zu erklären uns gedrungen fühlen, leider ge= 
trübten Uebereinſtimmung zwiſchen König und Volk bewirkt werden. Das 
Ziel, welches der König und ſein Volk verfolgen, iſt daſſelbe, die Rechtsba— 
ſis, die durch die Organe der Krone und durch die einzelnen Mitglieder der 
Stände hier anerkannt worden iſt, iſt ebenfalls dieſelbe. Wir haben heute 
aus dem Munde des Königl. Kommiſſarius vernommen, daß der König die 
volle rechtliche Gültigkeit des älteren Geſetzes von 1820 zur Unterlage des 
neuen Geſetzes gemacht und die Räthe der Krone beauftragt habe, auf dieſer 
Grundlage ein neues Geſetz zu entwerfen. Die Räthe der Krone haben dies 
ſem Auftrage nach ihrer Ueberzeugung entſprochen. In dieſer Verſammlung 
ſind entgegengeſetzte Ueberzeugungen laut geworden, ein großer Theil derſel⸗ 
ben weicht von den Rechtsbegriffen der Räthe der Krone in den weſentlichſten 
Punkten ab. Der Königliche Kommiſſar hat ausgeführt, daß nach dem Ge⸗ 
feg von 1820 nur die Verpflichtung beſteht, jährlich einer reichsſtändiſchen 
Verſammlung Rechnung zu legen, und daß dieſe Rechnungslage eben ſo gut, 
ja beſſer von einer Deputation als von der ganzen Verſammlung entgegen⸗ 
genommen werden könne. Bei der Würdigung jenes Geſetzes von 1820 kommt 
es nicht allein auf den Buchſtaben, ſondern auf den Buchſtaben, verbunden 
mit dem Geiſte des Geſetzes, an. Der Vuchſtabe jenes Geſetzes ſtellt ganz 
unangreifbar feſt, daß jährlich eine reichsſtändiſche Verſammlung zuſammen⸗ 
treten ſoll, der Geiſt dieſes Buchſtabens iſt nur dann zu ermitteln, wenn wir 
zurückgehen auf die Zeit, wo das Geſetz gegeben wurde. Dem Geſetze von 
1820 ging die während mehr als zehn Jahren unabläſſig wiederholte Erklä⸗ 
rung Preußens voraus, daß eine reichsfändiſche Verfaſſung gegeben werden 
ſollte, ihm ging 1815 die offizielle Erklärung Preußens auf dem Wiener 
Kongreſſe, ihm ging die feierliche Verheißung vom 22. Mai 1815 voraus. 
Damals, im Jahre 1820, war bei allen Staatsmännern die Anſicht vorherr⸗ 
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Die Redner, die mir vorangegangen ſind, haben zum Theil den 


ren, auszuüben. 
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ſchend, daß, wenn in dieſem Lande Reichsſtände berufen werden ſollten, dieſe 
Reichsſtände auch dauernd und feſt begründet werden müßten. Dauernd und 
feſt ſind die Reichsſtände aber nur dann begründet, wenn ſie jährlich wieder⸗ 
kehrende Functionen regelmäßig ausüben. Das Geſetz vom Jahre 1820, 
das aus jenem Geiſte, dem es um die Kreirung von Reichsſtänden Ernſt war, 
hervorgegangen iſt, hat ſich freilich darauf beſchränkt, nur der Rechnungsle⸗ 
gung an die Reichsſtände zu gedenken. Aber dieſe eine Function ſchließt alle 
übrigen in ſich. Steht die rechtliche Exiſtenz der Reichsſtände für eine ihrer 
Functionen unverwüſtbar feſt, ſo ſteht auch feſt, daß ſie berechtigt ſind, alle 
übrigen Rechte und Functionen, die ihnen durch ältere Geſetze beigelegt wa⸗ 
Glaubt wohl einer von Ihnen, meine Herren, die Krone 
hätte im Jahre 1820 Reichsſtände zuſammenberufen wollen, nur um ihnen 
jährlich Rechnung über die Verwaltung der Staatsſchulden ablegen zu laſſen? 
Die damalige allgemeine Ueberzeugung und auch die Ueberzeugung der dama⸗ 
ligen Räthe der Krone war vielmehr, daß Reichsſtände mit allen von ihrer 
Exiſtenz untrennbaren Rechten durch das Wohl und die Größe des Vater⸗ 
landes gebieteriſch erheiſcht würden. Kein Markten um die Rechte, kein Miß⸗ 
trauen fand damals flatg, weil Alle einig waren, weil Alle das gleiche Ziel 
anſtrebten. Das iſt der eine Punkt, worüber die Anſichten auseinandergehen, 
weil man hin und wieder jetzt nur ungern den Rechtskreis der Reichsſtände 
anerkennt. Die zweite Divergenz betrifft die rechtsgültige Aufnahme von An⸗ 
leihen. Wir haben von dem Königlichen Kommiffar gehört, daß es nöthig 
ſei, Beſchränkungen des in dem Geſetze vom 17. Januar 1820 den Ständen 
eingeräumten unbeſchränkten Rechts der Mitgarantie eintreten zu laſſen, weil 
in Kriegsfällen die Stände nicht zuſammenberufen werden könnten, ſobald 
durch eine Invaſton des Feindes einzelne Provinzen beſetzt wären. Aber was 
hindert denn die Krone in ſolchem Falle, aus den Provinzen, die noch nicht 
genommen find, die Stände zuſammenzuberufen? Gerade in ſolchen Fällen 
vor Allem werden die Stände herbereilen, fi) im Mittelpunkte der Monar⸗ 
chie um den König verſammeln und die Macht der Krone durch ihre Mit⸗ 
wirkung und Hingebung ſtärken. Sind dann auch nicht alle Provinzen ver⸗ 
treten, ſo werden die anweſenden Deputirten die Rechte der Abweſenden mit 
vertreten, und gewiß das ganze Volk wird, wenn es von der Invaſton be⸗ 
freit, die Rechtmäßigkeit dieſer Vertretung anerkennen. x 
Ein fernerer Punkt des Widerſpruchs iſt darin hervorgetreten, daß von 
einer Seite behauptet worden iſt, daß das Geſetz vom 5. Jun 1823, was in 
ſeinem Vorbehalt die Beratung aller allgemeinen Geſetze, die die Rechte von 


Perſonen und das Eigenthum, mit Einſchluß der Beſteuerung, betreffen, den 


künftigen Reichsſtänden zuweiſt, nach dem Wortlaute des Adreß⸗Entwurfs, 
als jede Berathung anderer ſtändiſchen Organe ausſchließend gedacht werde. 
Ein folder Ausſchluß iſt von Niemanden in dieſem Saale beabſichtigt worden; 
es hat nicht die Befugniß der Krone beſtritten werden ſollen, ſtändiſche Or⸗ 
gane zu jeder Zeit nach Belieben der Krone zu vernehmen. Etwas Anderes 
aber iſt das Necht eines ſtändiſchen Organs, ausſchließlich gehört zu wer⸗ 


den, und etwas Anderes iſt das Recht eines ſolchen Organs, bei allen allge- 
meinen Geſetzen, zu allen Zeiten gehört zu werden, wenn auch vorher ſchon 

andere ſtändiſche Körper gehört worden ſein möchten. Ben? 
das Geſetz vom 22. Mai 1815 wird den künftigen Reichsſtänden! 


Durch 
das Recht beigelegt, bei allen allgemeinen Geſetzen gehört zu werden, und in 


dem Augenblicke, wo Reichsſtände zuſammenberufen werden, find fie in den, 
* Wenn auch andere ſtändiſche Organe ver⸗ 
nommen werden möchten, ſo bleibt ihnen doch ſtets das Recht, neben dieſen 


Beſitz dieſes Rechtes eingetreten. 


Organen gehört zu werden. 

Das iſt der Sinn des Adreß⸗Entwurfs, wie ich ihn aufgefaßt habe. 

Ein weiterer Punkt des Widerſpruchs hat ſich darin ergeben, daß der 
Königliche Herr Kommiſſarius uns erklärt hat, das in den Verordnungen 
vom 3. Februar dem Vereinigten Landtage eingeräumte Steuerbewilligungs⸗ 
Recht gehe weit über die früheren Verheißungen hinaus. 

Wir Rheinländer können dies nicht anerkennen. In dem Beſitzergrei⸗ 
fungs-Patent vom 5. April 1815, welches für unſere Provinz die Grundlage 
unſerer Rechte bildet, iſt den Rheinländern das Recht der Zuziehung bei Re⸗ 
gulirung und Feſtſtellung aller Steuern zugeſichert. Wenn auch über die 
Deutung dieſer Worte Zweifel obwalten, wenn es fraglich fein könnte, ob 
dadurch ein Recht der Zuſtimmung feſtſtehe, Zweifel, die ich für nicht begrün⸗ 
det erachte, ſo ſteht doch das Recht der ſtändiſchen Mitwirkung bei allen 
Steuern ohne irgend eine Ausnahme feſt. Das, meine Herren, ſind die 
Punkte des Widerſpruchs, die ſich in der bisherigen Diskuſſton dargeboten 

aben. ; 
3 Es bleibt mir nur noch ein Differenzpunkt zu erwähnen übrig. Diefer 
Punkt betrifft das unbeſchränkte Recht der Petition. Ich bin durchaus ein— 
verſtanden mit den Anſichten, die in Bezug auf dieſen Punkt der verehrte 
Herr Referent vorher entwickelt hat, dahin gehend, daß, als im Jahre 1815 
auf dem Wiener Kongreſſe den ſämmtlichen Deutſchen Staaten eine ſtändi— 
ſche Verfaſſung zugeſichert wurde, das unbeſchränkte Petitionsrecht als von 
einer jeden ſtändiſchen Verfaſſung unzertrennlich gedacht und in offiziellen Er— 
Klärungen anerkannt worden if. Wenn in Preußen das ſtändiſche Organ 
der Einheit, was bisher fehlte, ernſtlich neu begründet werden ſoll, ſo glaube 
ich, daß dann das Minimum aller ſtändiſchen Rechte, das Recht der Petition, 
nicht in Frage geſtellt, nicht durch kleinliche Beſchränkungen verkümmert wer⸗ 
den darf. Siebenundzwanzig Jahre hat das Volk die Erfüllung des Geſetzes 
vom Jahre 1820, 32 Jahre die Erfüllung des Geſetzes vom 22. Mai 1815 
mit Zuverſicht, mit Vertrauen erwartet. Se. Majeſtät der König haben er⸗ 
klärt, daß unabwendbare Hinderniſſe die frühere Erfüllung dieſer Verheißun— 
gen verhindert haben; das Volk hat durch ſein Vertrauen, durch ſeine Ruhe 
dieſe Hinderniſſe gewürdigt, aber heute, heute find fie gehoben, heute iſt eine 
reichsſtäͤndiſche Verfaſſung endlich begründet, heute ſtellt das Volk mit Recht 
die Forderung an ſeine Vertreter, daß dieſe Verſammlung dazu beitrage, daß 
eine ſtarke Verfaſſung dauernd begründet werde. Eine ſolche kann aber nur 
dann begründet werden, wenn König und Volk in der Anſicht über die we⸗ 
ſentlichen Elemente einer ſolchen Verfaſſung vollkommen einig ſind. Dieſe 
Verſammlung hat die ſchöne Aufgabe, die getrübte Unmittelbarkeit zwiſchen 
dem Könige und feinem Volke wiederherzuſtellen. Es wird daher zu unterſu⸗ 
chen ſein, was nach dem Rechtsbewußtſein des Volkes als unentbehrlich für 
die reichsſtändiſche Verfaſſung dieſes Landes betrachtet wird. 

Wenn ich in meinem bisherigen Vortrage die Rechts-Anſicht, ſo weit ſie 


ſich auf Geſetze begründet, hervorgehoben habe, ſo finde ich noch einen ande- 
ren, noch einen ſtärkeren Grund zur Rechtfertigung der in der Adreſſe nie- 
dergelegten Verwahrung darin, daß nach dem allgemeinen Volksbewußtſein 
dieſe Rechte, die uns in den älteren Geſetzen gegeben ſind, das Minimum 
der Rechte bilden, die Landſtände überall haben, ohne die Reichsſtände als 
wahrhaft lebendig gar nicht gedacht werden können. Das Rechtsbewußtſein 
im Volke hat ſich jahrelang an dieſe in den älteren Geſetzen begründeten 
Rechte angeklammert, es hat vertrauensvoll dem Augenblicke entgegengeſehen, 
wo dieſe Rechte verwirklicht werden würden, weil das Volk wußte, daß bei 
ungeſchwächter Rechtsbeſtändigkeit des Geſetzes vom 17. Januar 1820 dieſer 
Augenblick endlich, wenn auch ſpät kommen müßte. Ich will in den tiefen 
Abgrund nicht hineinſehen, der ſich eröffnet, wenn dieſe Rechte jetzt von den 
Vertretern des Volkes nicht gewahrt, von den Räthen der Krone nicht in 
ihrem ganzen Umfange anerkannt werden. N 5 

Stellen Sie ſich die Frage, meine Herren, ob dann, wenn alle dieſe 
Rechte, die wir in Anſpruch nehmen, uns eingeräumt werden, die Verfaſſung 
Preußens mit der Verfaſſung anderer conſtitutioneller Länder auf gleicher 
Stufe ſtehen wird? Täuſchen wir uns darüber nicht, es beſtehen auch dann 
noch die allererheblichſten Unterſchiede, die, ich gebe es zu, zum Theil durch 
die eigenthümliche Lage unſeres Landes gerechtfertigt ſein mögen. Ich will 
für jetzt nicht in das Gebiet der Wünſche, die durch dieſe Differenz begründet 
werden können, hinüberſchweifen, weil ich für eine Adreſſe das Wort genom= 
men habe, die nicht Bitten an den Stufen des Thrones niederlegen will, ſon⸗ 
dern für eine Adreſſe, die ſich darauf beſchränkt, beſtehendes Recht ehrfurchts- 
voll zu wahren. ; 

In der bisherigen Diskuſſton ift hin und wieder die Anſicht laut gewor⸗ 
den, als ob durch das in Anſpruch nehmen eines Minimums ſtändiſcher Rechte 
bereits der Macht und dem Anſehen der Krone Abbruch geſchehen, als ob das 
monarchiſche Prinzip in Gefahr gerathen könne? ich glaube, Jeder von uns 
wird gern der Verpflichtung nachkommen, ſeine Ueberzeugung dahin auszu⸗ 
ſprechen, daß er die Monarchie, und zwar eine ſtarke und kräftige Monarchie 
will ... die Ueberzeugung, daß ohne ein mächtiges Centrum die gedeih- 
liche Entwickelung des Vaterlandes nicht geſichert erſcheint. Aber eine Di- 
vergenz der Meinungen beſteht darin, wie dieſe Einheit der Monarchie, das 
Königthum, für alle Zukunft ſtark und mächtig zu erhalten ſei. 

Werfen Sie mit mir einen Blick auf die Geſchichte! Die Krone Preu⸗ 
ben hat ſich ſo lange, als Preußen hiſtoriſch exiſtirt, auf die im Staate vor⸗ 
handene Intelligenz geſtützt. So lange als dieſe Intelligenz hauptſächlich in 
dem Veamtenthum konzentrirt und repräſentirt war, hat die Krone keine 
Stände berufen, ſo lange hat ſie ohne alle ſtändiſche Mitwirkung nach beſter 


Einſicht mit dem Beamtenthum das unumſchränkte Regiment im Lande ge⸗ 


führt; aber die Zeiten ſind fortgeſchritten, die Intelligenz, die ſich früher vor⸗ 
zugsweiſe in dem Beamtenthum fand, fe findet ſich heute außerhalb deſſel⸗ 
ben, das Veamtenthum repräſentirt heute nur einen Theil dieſer Intelligenz, 
die längſt nicht mehr ausſchließlich in ihm, ſondern vorzugsweiſe im Volke 
wurzelte. Das ſelbſtſtändig gewordene Volk ringt nach einem Organe, nach 
einer Arena, in welcher es feine Kräfte zum Wohle der Geſammtheit erpro⸗ 
ben, in welcher es vereint mit ſeinem Fürſten ſein Ziel anſtreben kann. In 
Anerkennung dieſer veränderten Lage haben des hochſeligen und des regieren⸗ 
den Königs Majeſtät die Stände des Landes neu zu begründen für die wich⸗ 
tigſte Aufgabe der Krone erachtet. Das Patent vom 3. Februar und die. 
Verordnungen, die in deſſen Folge erlaſſen find, ſollen den längſt beabſichtig⸗ 
ten Ausbau ſtändiſcher Freiheit zum Abſchluß bringen. Wenn aber diefer 
Bau wahrhaft zu einem Abſchluß gebracht werden ſoll, ſo muß er Alles eut⸗ 
halten, was das Volk, ſeinem heutigen Rechtsbewußtſein nach, für unum⸗ 
gänglich nothwendig erachtet. Soll die lebensvolle Einheit zwiſchen Fürſt und 
Volk wieder hergeſtellt werden, fo dürfen in dem Bau der ſtändiſchen Ver⸗ 
faſſung keine dem heutigen Rechtsbewußtſein des Volkes widerſprechende Lük⸗ 
ken bleiben. Ich glaube, daß, wie weit auch die Meinungen in dieſem Saale 
auseinandergehen, fie darin alle überenſtimmen, daß ohne Periodizität, ohne 
feſte jährliche Zuſammenberufung dieſe Verſammlung nur ein Kind des Zu⸗ 
falls iſt, was die ihm zugedachte Stelle im Staatsleben nun und nimmermehr 
einnehmen kann. Das Volk verlangt für feine Stände einen geficherten, 
feſtbegründeten Rechtsboden; es kann nicht zugeben, daß dieſe wichtigſte aller 
Inſtitutionen des Staates fortan noch dem Zufalle anheimgegeben bleibe. 
Es iſt freilich in den Verordnungen vom 3 Februar d. J. die Kontrahirung 
von Anleihen und die Bewilligung von Steuern an die Zuflimmung der 
Reichsſtände geknüpft, aber bei der Lage unſeres Landes dürfen wir uns kühn 
der Hoffnung hingeben, daß derartige Fälle, die nach den Verordnungen vom 
3. Februar einzig und allein der Krone die Verpflichtung auferlegen, die 
Reichsſtände zu berufen, in geraumer Zeit gar nicht eintreten werden. 

Von dieſen beiden Fällen abgeſehen, iſt keine Veſtimmung in dem Geſetze 
enthalten, welche irgend eine Verpflichtung in ſich ſchlöſſe, den Vereinigten 
Landtag zu berufen. Das Fundament des Vereinigten Landtages iſt ein 
durchaus ſchwankendes, ein gänzlich unſicheres, fo lange die periodiſche Beru⸗ 
fung nicht durch das Geſetz ſeſt und beſtimmt, ganz frei von allem Belieben, 
vorgeſehen iſt. Es wird mir zugegeben werden müſſen, daß es die höchſte 
Aufgabe der Staatsmänner Preußens ſein muß, Mißtrauen und Schwanken 
aus unſern ſtaatsrechtlichen Inſtitutionen zu entfernen, damit ein geſicherter 
Rechtszuſtand herbeigeführt werde, damit das Streben aller Parteien ſich in⸗ 
nerhalb geſetzlicher Schranken zum Heil des Staates frei entwickeln könne. 
Ein feſter Rechtszuſtand in der Verfaſſungsfrage iſt für die Krone eben fo 
dringend, ja noch dringender geboten, wie für das Volk. Er kann nur her⸗ 
beigeführt werden, wenn die gerechten Forderungen anerkannt werden, die in 
dem verbrieften Rechte, wie in dem Bedürfniſſe des Landes, aufs tieffte be⸗ 
gründet ſind. 5 EUR 

Was ich für den einen Punkt, die periodiſche Berufung angeführt habe, 
läßt ſich in demſelben Maße auch für die übrigen, in den Adreß⸗Entwurf 
aufgenommenen Punkte anführen. Der Größe und Macht unſeres Vater⸗ 
landes droht Gefahr, wenn die Bürger mit Neid auf unſere Nachbarſtaaten 
hinſehen müſſen, es droht Gefahr, wenn es ſich für uns bei einem Vergleiche 
mit freien Staaten nur von einem Mehr, nicht von einem Minder, das wir 
an Rechten des Volkes dort finden, handelt. Weil ich dieſe Gefahr von un⸗ 
ſerem Vaterlande abwenden möchte, weil ich die in der Adreſſe aufgeführten 
einzelnen Punkte durch ältere Rechte verbürgt, durch innere Zweckmäßigkeit 
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und durch das Bedürfniß des Volkes abſolut bedingt erachte, weil ich endlich 
glaube, daß das Volk ein Recht hat, zu fordern, daß ſeine hierhergeſandten 
Vertreter von ſeinen wenigen bis jetzt geſetzlich zur Anerkennung gelangten 
Rechten nichts vergeben, ſo halte ich es für meine heilige Gewiſſenspflicht, 
dieſe Rechte nachdrücklich vor Beginn unſerer ſtändiſchen Wirkſamkeit zu ver⸗ 
wahren. Ich erfülle dieſe Gewiſſenspflicht, indem ich erkläre, daß ich der 
Adreſſe meine volle Zuſtimmung gebe, und nur noch im Namen der Rhein⸗ 
länder die Erklärung hinzufüge, daß nach dem Befigergreifungs-Patent vom 
5. April 1815 bei allen Steuern den Ständen ein Recht der Mitwirkung zu⸗ 
ſteht. Ich erfülle dieſe Pflicht um ſo lieber, als ich glaube, daß die Ver⸗ 
ſammlung dem Willen eines hochſinnigen Königs nur dann entſprechen wird, 
wenn fle überall ohne Rückhalt die ganze Wahrheit ſagt und von dieſer 
Wahrheit, die fie beſeelt, in ihrem erſten Akt ein feierliches Zeugniß ablegt. 

(Mehrere Stimmen verlangen, daß die Debatte heute noch zu Ende ge— 
bracht werden ſoll.) 

Ein Abg.: Es iſt nöthig, wenn ein Mitglied auf Vertagung anträgt 
und die nöthige Umterſtützung von 21 Mitgliedern findet, zu welchem Ende 
der Marſchall hierüber die Verſammlung zu befragen haben würde, daß die 
Vertagung Platz greife. 

Der Marſchall: Man kann ſich auf keine früheren Vorgänge, ſon⸗ 
dern nur auf die Geſchäftsordnung berufen. Die betreffende Beſtimmung der 
Geſchäftsordnung iſt mißverftanden worden. Sie lautet ganz anders. Sie 
ſagt, daß, wenn der Marſchall die Berathung für erſchöpft hält, 24 Mit⸗ 
glieder aber dem Schluſſe der Verathung widerſprechen, der Marſchall darüber 
kann abſtimmen laſſen, ob die Berathung zu ſchließen oder fortzufegen ſei. 
In dieſem Falle entſcheidet alſo die Verſammlung und nicht der Marſchall. 
: daß von Kraſzewski: Ich ſtimme ganz mit dem Marſchall über⸗ 
ein, daß Präcedenzien nicht vorhanden find, aber es giebt auch meines Da— 
fuͤrhaltens keine Präcedenzien für Verſammlungen der heutigen Art. Es kann 
alſo auch für die Folge mit vollem Rechte Ausnahmen geben weil nicht alle 
u erſchöpft ſind, aber es giebt einen Grund zur Unterſtützung dieſes 

ntrages; dieſer liegt in der Billigkeit, auf welchen wir von Seiten Sr. 
Durchlaucht Anſpruch machen dürfen. Die Stütze dieſes Antrages liegt in 
der großen Wichtigkeit der Adreſſe, deren Erlaß bereits ausgeſprochen iſt. Wir 
haben darüber große Reden vernommen, ein Beweis, daß die Sache wichtig 
iſt. Die Wichtigkeit und unſere körperliche Ermattung giebt uns ein Recht, 
um Vertagung der Debatte zu bitten. 

Der Marſchall: Schon früher zeigte ſich in der Verſammlung eine 
große Neigung, zur Abſtimmung zu kommen, ſo daß nur überwiegende Gründe 
mich veranlaſſen konnten, dieſer Neigung nicht nachzugeben. Jetzt finden dieſe 
Gründe nicht mehr ſtatt, und wenn ich jetzt zu dem Zeitpunkt gekommen fein 
werde, wo ein überwiegender Wunſch, zur Abſtimmüng zu kommen, zu er⸗ 
kennen iſt, werde ich, falls 24 Mitglieder dem Schluſſe der Berathung wi- 
derſprechen, darüber abſtimmen laſſen, und dieſe Abſtimmung wird entſcheiden, 

Abg. Hanſemann (vom Platz): Ich habe um das Wort gebeten, 
fürchte aber, obgleich ich noch mehrere Geſichtspunkte anzuführen habe, die 
noch nicht berührt find, daß ich nicht mehr die nöthige Aufmerkſamkeit finden 
werde. Ich ſchlage daher vor, mit allgemeiner Zuſtimmung die Debatte auf 
Meran zu vertagen. 


1 Der Abg. v. Kraſzewski erhält das Wort, erklärt ab i 
mehr kraftvoll genug fühle, um einen Vortrag zu en ebe NAT 
Vicle Stimmen verlangen die Abſtimmung über die Vertagung der Debatte. 
Geh. Staats-Minifter Graf v. Arnim: Mein dringender Antrag geht 
dahin, daß die Verſammlung nicht eher über die vorgeſchlagene Adreſſe be⸗ 
ſchließe, als bis ſie ſich vollſtändig über dieſelbe geprüft hat. Deshalb bitte 
ich, mein Amendement ebenfalls drucken und an die Mitglieder vertheilen zu 
laſſen. Ob noch hente Abend oder morgen die Debatte fortzufegen fein wird, 
müſſen wir der Entſcheidung des Marſchalls überlaſſen, eben ſo darüber, ob 
er noch die Thätigkeit der Verſammlung in Anſpruch nehmen zu können 
glaubt. Ich habe von vielen Mitgliedern die Anſicht vernommen, daß die 
Adreſſe noch nicht trefflich genug erwogen ſei, und es ſcheint mir wünſchens— 
11255 el wg eine genugſam erwogene Adreſſe an Se Majeſtät den König 
Der Marſchall: Es iſt dies eine weitere Ausführung des Weges, 
den ich vorhin ſchon als den gangbaren bezeichnet habe, nämlich, daß ich die 
Verſammlung auffordere, darüber abzuſtimmen, ob die Berathung zum Schluſſe 
reif ſei. Die Abſtimmung veranlaſſe ich hiermit in der Weiſe, daß diejenigen, 
welche die Debatte für ſchlußreif halten, dies durch Aufſtehen zu erkennen geben. 

(Ninorität für die Schliezung der Debatte.) 

Nachdem auf mehrfache Anregung eine nochmalige, in derſelben Weiſe 
vorgenommene Abſtimmung den Wunſch der Verſammlung, daß die Debatte 
vertagt werde, zu erkennen gegeben hatte, wird die Sitzung geſchloſſen und 
die era we 10 Uhr anberaumt. 

arſchall v. Rochow: Die Serren von der Kuri i ä 
bitte ich, noch verſammelt zu bleiben, di das Protest e ee Selene 
anzuhören. (Ende der Sitzung 1 Uhr.) a 


Sitzung des Vereinigten Landtags am 16. April 1847. 
Vereinigte Kurien. 


Das Protokoll der vorigen Sitzung wird verleſen; mehrere Einwendun— 
gen werden befeitigt. 

Der Marſchall: 
zung für genehmigt. 


; r kommen zur Beta: ines Ausfi zuſ. 

tritt nen zur Bekanntmachung eines Ausſchuſſes, welcher zuſammen⸗ 

ten Banden zu berachen ene Denkſchrift über Errichtung von Provinzial-Ren⸗ 
F N. (Nennung der Namen.) 

keit A Ha Ich erlaube mir für Schleſien eine größere Wirkſam⸗ 

weil dieſer Gegenfl 7 zu Verathung der Land-Renten-Banken zu erbitten, 
De M 92 11 Schleſien von großer Wichtigkeit if. 
Ein darſcha Ich bin ſehr bereit, die gewünſchte Rückſicht zu nehmen. 
Abg. inge auc ſich in Betreff der Geſchäftsordnung das Wort. 

früher erbeten. incke: Auch ich habe mir ſchon in gleicher Abſicht das Wort 


Der Marſchall: Ich würde das Wort dazu geſtatten, aber ich glaube, 


Ich erkläre das Protokoll der vorangegangenen Siz— 


daß es im Wunſche der Verſammlung liegt, ſich heute in Fortſetzung der ge⸗ 
ſtern vertagten Debatte nicht unterbrechen zu laſſen, und deshalb erſuche ich 
den Abg. v. Binde und den anderen Abgeordneten, der ſich das Wort erbe⸗ 
ten hat, das, was ſie in Betreff der Geſchäftsordnung vorbringen wollen, auf 
eine gelegenere Zeit aufzuſchieben. 

Abg. v. Vincke: Mein Antrag betrifft wichtige Dinge im Geſchäfts⸗ 
gange der Verſammlung, und ich werde nur dann auf das Wort heute ver⸗ 
zichten, wenn ich nicht von der Verſammlung unterſtützt werden ſollte. (Meh⸗ 
rere Mitglieder ſtehen auf.) 

Der Marſchall: Ich kann nur bei meiner Meinung ſtehen bleiben, 
daß es dem Wunſche der großen Mehrheit der Verſammlung entſprechen 
wird, wenn wir in der geſtern abgebrochenen Debatte fortfahren, und ich 
glaube, daß dies die Meinung der Verſammlung iſt, und daß diejenigen, 
welche den Abg v. Vincke unterſtützt haben, ſich wahrſcheinlich in bedeutender 
Minorität befinden. 

Abg. v. Auerswald: Wenn wir nur wüßten, ob der beabſichtigte An⸗ 
trag von ſpeziellem weſentlichen Einfluß auf die heutige Debatte ſein könnte 
oder nur allgemein iſt; im zweiten Falle würde ich ihn nicht unterſtützen, im 
erſteren Fall aber würde ich dies thun. 

Der Marſchall: Der Abgeordnete, der ſich das Wort erbeten, hat 
ſchon erklärt, mehrere höchſt wichtige Gegenſtände in Betreff der Geſchäfts⸗ 
Ordnung zur Sprache bringen zu wollen, und nach aller Wahrſcheinlichkeit 
wird darüber viel Zeit hingehen, vielleicht eine Stunde; deshalb halte ich es 
für wünſchenswerth, dem Verlangen der Mehrheit der Verſammlung (wenn 
meine Meinung nicht irrig iſt) nachzugeben. 

Abg v. Vincke: Ich habe 24 Stimmen für mich und alſo das Recht, 
das Wort zu verlangen. 

Der Marſchall: 
Sie ſich? 

Abg. v. Vincke: Auf den Artikel 15. 

Der Marſchall: Im Artikel 15. iſt nichts davon enthalten. Es wäre 
eine Anomalie, die nicht vorgeſehen iſt, wenn der Redner das Wort verlan⸗ 
gen könnte, um eine im Gange befindliche Debatte zu unterbrechen, damit er 
einen andern Gegenſtand vorbringen könne. 

Abg. v. Vincke: (Beruft ſich auch auf Art. 17. der Geſchäftsordnung.) 

Der Marſchall: Ich habe im Art. 17. weder früher noch jetzt gefun⸗ 
den, daß der Redner eine angefangene Berathung unterbrechen dürfe, um ei⸗ 
nen davon ganz verſchiedenen Gegenſtand vorzubringen. Etwas der Art ſteht 
nicht in unſerer Geſchäftsordnung und eben ſo wenig in irgend einer ande⸗ 
ren Geſchäftsordnung. Eben ſo wenig hat er das Recht, außer der Reihe 
das Wort zu nehmen. 

Die frühere Stimme: Mein beabſichtigter Antrag würde ſich auf 
den heutigen Geſchäftsgang beziehen und nur die Stellung der Redner inſo⸗ 
fern betreffen, daß ſie, um beſſer gehört zu werden, ihre Reden nicht blos an 
Ew. Durchlaucht richten mögen. 

Der Marſchall erklärt, daß er wünſche, daß man ſich im Reden nach 
* nen hinwende, wozu er auch ſchon mehrere Reduer aufgefor⸗ 

ert habe. 

Landtags-Kommiſſar: Es iſt bei Entwerfung der Geſchäftsord⸗ 
nung keinesweges die Abſicht geweſen, daß die Reden der Abgeordneten fak⸗ 
tiſch, ich möchte ſagen körperlich an den Herrn Marſchall gerichtet werden 
ſollen; vielmehr ſoll dieſe Anrede ſich nur gewiſſermaßen theoretiſch an den⸗ 
ſelben wenden, damit verhindert werde, daß die Redner nicht an einzelne 
Mitglieder der Verſammlung ihre Worte richten. Der Redner ſelbſt kann 
daher unbedenklich ſich gleichmäßig an die ganze Verſammlung wenden. Ans 
ders iſt es im Geſchäfts-Reglement nicht zu verſtehen. 

(Abg. v. Kraſzewski erhält das Wort.) 

Abg. v. Kraſzewski: Ich muß erklären, daß ich jetzt auf das Wort 
zu Gunſten meines Nachfolgers verzichte und es mir für einen ſpäteren Zeit⸗ 


punkt vorbehalte. 

Der Marſchall: Ihr Nachfolger iſt der Abg. Milde 

Abg. Milde: Ich habe im Lauf der geſtrigen Debatte und beim Be 
ginn dieſer Debatte zu meiner großen Freude wahrgenommen, daß von Sei- 
ten des Herrn Königl. Kommiſſars von vornherein der Boden gefunden wor⸗ 
den, auf welchem es möglich iſt, eine parlamentariſche Thätigkeit feſt zu bes 
gründen, namentlich in allem Ideen-Austauſch poſitiv darauf zu beſtehen, daß 
nur von der Krone und deren Rathgeber, aber niemals von der Allerhöchſten 
Perſon in dieſem Raum geſprochen wird. Ich habe dies anerkannt und zu 
meiner Frende geſehen, daß auch zu Anfang der Debatte dieſer parlamentas 
riſche Takt vollkommen inne gehalten worden iſt. Ich muß aber bekennen, 
daß von dem Augenblick an, wo das Amendement zum Adreß⸗Entwurf auf⸗ 
geſtellt wurde, auch de Allerhöchſte Perſon fortwährend in die Diskuſſion 
hineingezogen wurde und auf dieſe Art und Weiſe wir immer mehr den Bo⸗ 
den verloren, unſer freies Wort geltend zu machen. Es geziemt mir aller⸗ 
dings nicht, von meinem Standpunkte aus der hohen Verſammlung irgend» 
wie Lehren geben zu wollen; aber ich glaube, ich bin in meinem vollkomme⸗ 
nen Rechte, wenn ich darum bitte, daß wir vom Anfange unſerer Debatte 
an uns auf parlamentariſchen Boden ſtellen und von der Krone nur objektiv 
ſprechen. Wenn wir alſo nichts erwähnen, was ausgeſprochen werden muß, 
ſo kann dies niemals dahin führen, die Allerhöchſte Perſon des Königs zu er⸗ 
wähnen. 

Dies vorausgeſchickt, erlaube ich mir auf den Adreß⸗Entwurf einzugehen, 
und ich muß mich zuerſt auf den Punkt ſtellen, um den es ſich handelt, und 
bezüglich deſſen die Differenz entſtanden iſt: nämlich in Bezug darauf, ob die 
Patent- Geſetzgebung vom 3. Februar d. J. eine ſolche ſei, welche nicht im 
Widerſpruch mit früheren Geſetzgebungen ſich befinde. Ich geſtehe allerdings, 
daß ich, als nicht Juriſt, von dem ganz praktiſchen Standpunkt des ſchlichten 
Bürgers aus in dieſer Angelegenheit mit Bedauern geſehen habe, daß ſie eine 
Beute der Juriſten geworden iſt, daß Einer dafür und Einer dagegen geſpro⸗ 
chen: daß alſo auch in Bezug hierauf dieſelbe Rechts⸗Unſicherheit Platz gefun- 
den hat. Hätte man ganz einfach ſtatt dieſer Geſetzgebung geſagt: 

Auf Grund der Geſetze von den Jahren 1815, 1820 und 1823 berufen 
Wir Unſere getreuen Stände und übertragen ihnen die Functionen des im 
Geſetz vom 17. Januar 1820 vorgeſehenen reichsſtändiſchen Körpers, — fo 
wäre nach meiner Ueberzeugung alles das abgeſchnitten, was, ich muß geſte⸗ 


Auf welche Artikel der Geſchäfts-Ordnung berufen 


hen, ſehr materiell aufgeregt und materiell geſchadet hat. Es iſt aber ge⸗ 
ſchehen. Warum auf Dinge zurückgehen, die nicht mehr zu ändern ſind. 
Es handelt ſich, als treuer Unterthan der Krone gegenüber, kräftig, treu und 
wahr dahin zu wirken, daß wir einen Boden finden, auf dem eine volltom- 
mene Harmonie zwiſchen Krone und Volk Platz greifen kann. Das, ſcheint 
mir, wird durch den Adreß-Entwurf gefunden werden. Bezüglich auf die 
Geſetzgebung vom 3 Februar d. J. liegt der materielle Fehler darin, daß 
aus einer großen Verſammlung eine kleine ernannt iſt und ihr die Rechte der 
großen übertragen worden ſind. Ich ſage, ich halte dies für die allergrößte 
Schwierigkeit und ſehe nicht ein, daß das letzte Elixir dasjenige ſein würde, 
das zur Zeit der Noth die Krone fo kräftig unterſtützen könnte, wie ſie das 
Recht hat, es von dem Volke zu verlangen. Ich glaube, wenn wir die 
Adreſſe in ihrem ganzen Umfange betrachten (und ich habe zur Adreß-Kom⸗ 
miſſton gehört, iſt ſtehe alſo auf meinem Boden und muß das vertheidigen, 
von dem wir glauben, daß wir glücklich über die Diffikultäten hinwegkom⸗ 
men werden); wenn ich alſo die Adreſſe nochmals überſehe, ſo iſt darin Alles 
ausgeſprochen, was wir als treue Unterthanen der Krone gegenüber ausſpre— 
chen müſſen. Ich konnte es nicht über mein Herz bringen, daß ich die ſtän— 
diſche Wirkſamkeit antrete und nachher mitten in dieſer Wirkſamkeit ex post 
ſage: Ich kann der Krone und will ihr nicht dies und jenes Verlangen mit 
erfüllen helfen, wozu ſie vollkommenes Recht hat, indem ich das Recht als 
ein für mich verbindliches in meinem Gewiſſen anſehe. Es würde außeror— 
dentlich ſchwierig für mich ſein, wenn ich nachher kommen ſollte, nachdem 
dieſe Wirkſamkeit eingetreten iſt, und ſagen: Ich werde mich nicht zu einer 
Wahl verſtehen; — ein ſolcher Akt wäre ein Akt des Ungehorſams. Se. 
Majeſtät der König haben befohlen, daß die Provinzial-Landtage ſich zu ei⸗ 
nem Vereinigten Landtage verſammeln ſollen, und wir find treu und gehor— 
ſam dem Ruf Sr. Majeſtät gefolgt, und wir werden dieſe ſtändiſche Wirk— 
ſamkeit zur Zufriedenheit der Krone und ihrer Rathgeber, die unſerer Kräfte 
bedürfen, ausüben. Es ſcheint mir aber, wenn ich überhaupt dieſes Amende— 
ment, welches von einem Mitgliede auf der Fürſtenbank eingereicht iſt, wenn 
ich dies in ſeinen Hauptpunkten mir überſehe, daß ein materieller Mangel 
darin liegt, daß es verflacht die Geſinnung der Verſammlung zuſammen— 
bringt in ſehr zarten, milden Phraſen, die einer anderen Deutung unter— 
worfen ſein könnten, als die Verſammlung in der Majorität ausſpricht. Ich 
möchte unter keinen Umſtänden, daß ich in die unangenehme Nothwendigkeit 
geſetzt werden könnte, der Krone gegenüber aus Artigkeit (doch ich finde nicht 
das rechte Wort für das, was in mir lebt und drängt) irgend etwas zu ver⸗ 
ſchweigen, von dem ich in der Folge mir ſagen müßte: Du haſt in jener Zeit 
nicht als treuer Unterthan gehandelt, und ich möchte mich vor mir ſelbſt auf— 
hängen (Gelächter), daß ich zu jener Zeit nicht geſagt habe: Ich habe dies 
oder jenes verſchwiegen. Ich glaube, das iſt der Moment, von dem es ſich 
handelt, und den wir hervorheben müſſen, daß nämlich diejenigen, die ſich 
in ihrem Gewiſſen tangirt fühlen, ſich auch in der Adreſſe zugleich dieſes ihr 
Gewiſſen, wahren müſſen. Wenn nun im Laufe der geſtrigen Debatte von 
dem Königl. Kommiſſar geſagt worden iſt, daß dieſe kleine Kommiſſton, die— 
ſes Minimum, wenn ich mich dieſes Ausdrucks bedienen darf, alle diejenigen 
Rechte überkommen habe, welche die Geſetze der Allgemeinen Stände-Ver⸗ 
ſammlung involviren, alſo dieſe Mitgarantie der Staatsfhulden, und wenn 
der Kommiſſar darauf hingewieſen hat, daß bei einer ſo großen Verſammlung 
eine Zuſammenberufung unmöglich iſt, ſo muß ich dieſes bei der heutigen 
Europäiſchen Conſtellation, ſo weit meine Anſicht geht, vollkommen negiren. 
Es iſt in dieſem Augenblick nicht mehr möglich (die Welt hat ſich ſo geſtal— 
tet), Eroberungspläne zu machen, aber wohl Vertheidigungspläne. Wenn das 
Volk angegriffen wird, ſo werden wir uns auch um den König ſchaaren, 
und wir — 600 Männer — werden eine Armee ſein, werden die Erſten ſein, 
die Gut und Blut dem König opfern, und dann tritt der Moment ein, wo 
Se. Majeſtät der König uns brauchen wird. Das, glaube ich, müſſen wir 
feſthalten. Es iſt ein Uebel, wenn in den Zeiten der Noth wir uns denken 
ſollen, nachdem das Medium der Eiſenbahnen gewonnen iſt, wo aus den 
fernſten Gauen des Vaterlandes in 48 Stunden die Leute hier ſein können, 
wenn wir uns denken ſollen, daß wir in einem ſolchen kritiſchen Moment, 
wo der Patriotismus erſt zur Wahrheit werden ſoll (bis dahin war er viel— 
leicht nur auf der Zunge geweſen), ſo iſt das für uns ein trauriger Moment, 
daß unſer König angegriffen iſt, und wir ſollen nicht ihm beiſtehen. 

Stimmen von einer Seite: (Umdrehen.) 

Abg. Milde: Ich muß mich entſchuldigen, wenn ich mich bewege, ich 
kann nicht ruhig ſtehen. Aber, meine Herren, jene Politik, die fo eben an— 
gedeutet, die nicht mehr möglich iſt, die eine vergangene iſt, weil wir nur 
wahre Volkspolitik haben, der ich nicht mehr gedenken mag, und die ich lie— 
ber übergehe, weil ſie mir auch in neueſter Zeit Wunden geſchlagen hat, ich 
ſage, wenn eine ſolche Politik nicht mehr möglich iſt: wer unter uns wird 


einzelnen Körperſchaften das Recht übertragen wollen, nachdem Se. Majeftät - 


uns zum Organ erkoren hat, welches ihm in allen großen ſtändiſchen Ange— 
legenheiten zur Seite ſtehen ſoll, — wer von uns würde das köſtliche Vor— 
recht nicht für ſich wahren wollen, um in einer ſolchen ernſten Zeit dem Kö— 
nige treu zu ſein, ſeinem Könige die Beweiſe zu geben, wie es ihm mit der 
Vaterlandsliebe um das Herz iſt. Meine Herren, ich habe mich gefragt, als 
ich die Geſetzgebung vom 3. Februar zuerſt ſah: Iſt dieſe Geſetzgebung eine 
ſolche, die eine allſeitige Befriedigung im Volke geben wird? Ich mußte mir 
leider nein ſagen. Aus welchen Gründen konnte ſie jetzt gegeben ſein? Ich 
habe darin die allerhöchſte Weisheit der Diener der Krone erblickt, daß man 
in Friedenszeiten will ein Werk zu befeſtigen verſuchen, welches ein neues in 
der ſtändiſchen Entwickelung iſt, ſo weit die ſtändiſche Entwickelung unſer Land 
umfaßt, das Werk der ſländiſchen Thätigkeit zu korporiren und in den Zeiten 
des Friedens zu beginnen. Es iſt mir oft in den Provinzial-Landtagen geſagt 
worden, daß die Geſetzgebung von 1807 — 14 eine der Noth abgedrungene 
ſei, das hat mein Herz tief geſchmerzt. Das Löſen eines jeden Zwanges, dies 
Palladium hat uns ſo ſtark gemacht, als wir im Jahre 1813 aufgeſtanden ſind. 
Ich halte es darum für eine weiſe Maßregel, daß man Stände in der Zeit 
des Friedens, wo die Staats-Einnahmen alle Jahre ſteigen, in einer ſolchen 
blühenden Zeit zuſammenberufen hat, um die Baſis zu bilden, auf welcher 
für die Zeit der Noth das Volk gekräftigt werden kann. Will man durch 
die Geſetzgebung vom 3. Februar d. J. einen nationalen preußiſchen Volks⸗ 


ſinn erwecken, fo bin ich frühzeitig dazu bereit, meine Hand dazu zu geben, 
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weil das der Krone die größte Garantie geben muß, mögen die Zeiten kom⸗ 
men, wie ſie wollen. Wenn aber gefragt wird, werden wir durch die vor⸗ 
liegende Geſetzgebung dieſen Zweck erreicht ſehen? — Ich ſehe mich genöthigt, 
zu ſagen: nein! Und dies »Nein« müſſen wir klar in der Adreſſe niederle- 
gen und der Krone deshalb Gelegenheit geben, in welcher Art und Weiſe ſte 
wolle, die ſtändiſche Inſtitution auf die Baſis zu bringen, von der wir ge⸗ 
deihliches Zuſammenwirken erwarten dürfen. Wenn ich (ſo weit ich das 
Amendement verftanden habe, nachdem ich mich darüber erklärt, daß ich 
glaube, mein Gewiſſen am eheſten zu wahren, wenn ich vor Antritt meiner 
ſtändiſchen Thätigkeit meine Bedenken niederlege) — wenn ich mich zum Amen⸗ 
dement wende, wenn ich es in ſeiner Totalität anſehe, ſo muß ich mir zu 
bemerken erlauben, daß von dem, was ich ausgeſprochen, darin nichts zu 
finden iſt, weil das Amendement meiner Geſtunnung nicht entſpricht, weil ich 
fürchte, daß die Krone in Zweifel über die Geſtunuug der ganzen Wajorität 
kommen möchte, wenn das Amendement ſie nicht vollſtändig andeutet. Ich 
muß die hohe Verſammlung darauf aufmerkſam machen, in welche Gefahr ſie 
ſich begiebt, wenn ſie bei den fortſchreiteuden Geſchäſten den Bedenken Thür 
und Angel öffnet, die alle Tage da und dort auftauchen können, und dies 
würde den Rathgebern der Krone und dem Landtags-Marſchall unmöglich 
machen, die Geſchäfte mit uns zu verhandeln. Ich würde mich alſo an den 
erſten Entwurf der Adreſſe halten, weil er poſitiv ausſpricht, was wir wün⸗ 
ſchen; und wean nur der Herr Referent den Ausdruck des Schmerzes in der 
Adreſſe weglaſſen wollte, ſo glaube ich, würden wir, was wir Alle wünſchen, 
eine große Majorität dafür haben. a 

Landtags⸗Kommiſſarius: Ich habe auf eine einzige Bemerkung 
zu antworten, die ein Mißverſtändniß einer meiner früheren Aeußerungen 
vorausſetzen läßt. Der verehrte Redner hat wörtlich geſagt: Der Königl. 
Kommiſſarius habe behauptet, daß eine hohe Verſammlung durch das Geſetz 
gebunden ſei, einen kleinen Ausſchuß aus ihrer Mitte (der Landes-Deputa⸗ 
tion für das Staatsſchuldenweſen) alle Rechte, welche fie ſelbſt befige, alſo 
auch das Recht der Mitgarantie, zu übertragen. Ich fordere die Verſamm⸗ 
lung auf, zu ſagen, ob ich das geſagt habe, und werde mich auch auf die 
Stenographen berufen. Im Geſetz ſteht kein Wort davon. Es ſoll ihr nichts 
übertragen werden als das, was das Geſetz vorſchreibt, das Recht der Zu— 
ziehung bei Kontrahirung der Landesſchulden, die in Zeiten der Noth gemacht 
werden, wo der Sicherheit des Vaterlandes wegen die Verſammlung nicht be⸗ 
rufen werden kann. Wenn ich etwas Anderes geſagt hätte, ſo würde ich mich 
im äußerſten Widerſpruch mit dem Geſetze befinden und müßte es widerru— 
fen. Nach meiner innerſten Ueberzeugung habe ich es nicht gefagt. 3 

Abg. Milde: Ich glaube, der Herr Kommiſſar wird finden, daß in ir- 
gend einem Paragraphen — ich kann ihn nicht raſch finden — ganz wört⸗ 
lich ſteht, daß dieſer ſtändiſchen Deputation auch alle diejenigen Rechte in 
Zeiten eines Krieges übertragen werden ſollen, die der ganzen Verſammlung 
übertragen find. Im F. 6 iſt die Mitgarantie angezogen, und eine ſolche 
würde man von uns verlangen. Wenn die Nathgeber der Krone das nicht 
finden, fo bin ich für meinen Theil ſehr erfreut und werde das anerkennen. 

Landtags-Kommiſſar: Der F. 6 lautet: Wenn dagegen im Fall 
eines zu erwartenden oder bereits ausgebrochenen Krieges zur Beſchaffung des 
nöthigen außerordentlichen Geldbedarfs die in Unſerem Staatsſchatze und ſonſt 
vorhandenen Reſerve-Fonds nicht ausreichen und deshalb Darlehne aufge— 
nommen werden müſſen, die Einberufung des Vereinigten Landtages aber 
von Uns, in Berückſichtigung der obwaltenden politiſchen Verhältniſſe nicht 
zuläſſig befunden werden ſollte, ſo ſoll bei Aufnahme jener Darlehne die 
ſtändiſche Mitwirkung durch Zuziehung der Deputation für das Staatsſchul— 
denweſen erſetzt werden. — Den zu dem gedachten Zwecke unter Zuziehung 
dieſer Deputation aufgenommenen Darlehnen ſteht ebenfalls diejenige Sicher 
heit zu, welche im Artikel III. der Verordnung vom 17. Januar 1820 den 
Staatsſchulden beigelegt iſt. . 

Das ſind die Worte. Da iſt aber nicht davon die Rede, daß die Ver— 

ſammlung ihr Recht übertragen ſoll auf die Staatsſchulden-Deputation, ſon⸗ 
dern der Geſetzgeber hat beſtimmt, daß die unter dieſer Form aufgenommenen 
Darlehne dieſelbe Sicherheit haben, wie alle übrigen, nicht aber von der ho— 
hen Verſammlung verlangt, daß ſie das Recht der Mitgarantie übertragen 
ſolle. Nicht einmal die Einwilligung oder Zuſtimmung, ſondern blos die 
Zuziehung iſt vorgeſchrieben. Wohl aber hat er beſtimmt, daß Darlehne, 
unter dieſer Form aufgenommen, die im Geſetz gewährte Sicherheit genießen, 
und deshalb beſtimmt, daß, wenn ſie aufgenommen worden, ſpäter die 
Reichs-Verſammlung einzuberufen ſei, um ihre Genehmigung einzuholen. 
Der Wortlaut iſt kein anderer, und der Sinn iſt dieſer; das kann ich be⸗ 
haupten. 
Nbg. Milde: Nur ein Wort der Verichtigung. Ich muß ſehr bedauern, 
daß der Herr Kommiſſar in dieſem Paragraph, in dem ganz poſitiv geſagt 
iſt, daß das unbewegliche und das bewegliche Staats-Vermögen verpfändet 
iſt für irgend eine Anleihe, die von dieſer Deputation gemacht iſt, die von 
mir angedeutete Beſtimmung nicht erkennen will. 

Landtags-Kommiſſar: Das iſt vollkommen richtig, daß die lediglich 
unter Zuziehung der Staatsſchulden-Deputation aufgenommenen Darlehne 
die volle Sicherheit genießen, nur iſt unrichtig, daß die Verſammlung dieſes 
Necht auf die Deputation übertragen ſolle Nicht die Verfammlung ſoll es 
ihr geben, ſondern der Königliche Geſetzgeber hat es ihr gegeben. 

Abg. Graf v. Renard: Ich kann mir das Wohl meines Vaterlandes 
geſichert denken unter einer abſoluten Herrſchaft, die Erfahrung meines gan— 
zen Lebens bürgt für dieſe Wahrheit. Niemand kann, Niemand wird es 
leugnen, daß die Segnungen des Friedens nicht ungenützt an uns vorüber- 
gingen, daß auch unſer Vaterland in raſcher Fortbildung an ſittlicher Frei⸗ 
heit und Humanität, an Intelligenz und materieller Wohlfahrt hinter keinem 
conſtitutionellen Staate zuzückgeblieben, ja, ſogar viele überflügelt hat. Ich 
kann mir das Wohl meines Vaterlandes geſichert denken unter der ſtaalli— 
chen Form einer Verfaſſung, wenn mir auch hier dieſe große Bürgſchaft fehlt. 
Ich halte aber das Wohl meines Vaterlandes für gefährdet, wenn ſich die 
ſtaatliche Form nicht in voller Eintracht zwiſchen Volk und Fürſt entwickelt 
und geſtaltet. Nur dieſe vollkommene Einigkeit kann beide Kräfte in ſich 


ſelbſt ergänzen und erſtarken. 
(Fortſetzung folgt.) 


